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Landatsamt Bodenseekreis

Wasserentnahme aus Flüssen, Bächen und Seen 
bleibt verboten
Das seit Ende Mai geltende Wasserentnahmeverbot für Ober-
flächengewässer wird im Bodenseekreis bis vorerst 31. August 
2026 verlängert. Weiterhin verboten ist damit das Abpumpen 
aus Fließgewässern wie Bächen, Flüssen und Triebwerkskanä-
len sowie aus Weihern und Seen für den Gemeingebrauch so-
wie zur Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen.

Auch Entnahmen mit Gießkannen und Eimern verboten
Die Niedrigwasserabflüsse 
belasten die Gewässer bereits 
seit Wochen. Hinzu kommen 
wegen der anhaltenden Hitze 
hohe Wassertemperaturen 
und niedrige Sauerstoffge-
halte, was die Situation für 
Wasserlebewesen zusätzlich 
verschlechtert. Das Verbot 
wird deshalb auf das Schöp-
fen mit Handgefäßen wie 
Gießkannen und Eimern aus-
geweitet. Vom Verbot weiter-
hin ausgenommen sind Ent-
nahmen aus dem Bodensee 
und dem Grundwasser im 
genehmigten Umfang sowie 
für das Tränken von Vieh.
In den Gewässern des Bo-
denseekreises treten derzeit extrem niedrige Wasserstände auf. 
Die Niedrigwasserlage kann sich durch vorhergesagte Gewitter 
zwar kurzfristig und punktuell entspannen, für eine nachhal-
tige Erholung der Pegel wären jedoch über einen längeren Zeit-
raum flächendeckende und ergiebige Niederschläge nötig. Die 
aktuellen Wetterprognosen lassen dies nicht erwarten.
Die Vorhersagen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) deuten 
vielmehr auf einen trockenen Beginn des Monats Juli hin. Das 
Landratsamt geht deshalb aktuell davon aus, dass die Niedrig-
wassersituation in den oberirdischen Gewässern im Kreisgebiet 
anhalten oder sich weiter verschärfen wird. Das Austrocknen 
eines Gewässers bedeutet den Verlust aller dort beheimateten 
Wasserlebewesen. Wer das Verbot in dieser kritischen Situation 

ignoriert, muss deshalb mit einem empfindlichen Bußgeld von 
bis zu 10.000 Euro rechnen.

Ausnahmen bleiben in Einzelfällen möglich
Sollten sich die Wasserstände nachhaltig verbessern, kann die 
Allgemeinverfügung gegebenenfalls vorzeitig aufgehoben wer-
den. Ansonsten besteht die Möglichkeit, bei der unteren Wasser-
behörde Ausnahmen vom Entnahmeverbot zu beantragen. Dies 
war in den vergangenen Wochen an einzelnen Gewässern, ins-
besondere an der Argen, zeitweise aufgrund punktueller Nieder-
schläge und eines ausreichenden Wasserdargebots möglich.

Bei Niedrigwasser auch auf Wassersport verzichten
Auch der Wassersport auf Gewässern wie der Schussen belastet 
bei Niedrigwasser die Natur. Deshalb hat das Amt für Wasser- 
und Bodenschutz mit Kanu-Verleihern der Region vereinbart, 
bei Wassermangel keine Touren anzubieten. Bei wenig Strö-
mung und Materialschäden durch viele Grundberührungen hält 
sich der Spaß ohnehin in Grenzen. Die Wasserbehörde bittet 
auch alle privaten Paddlerinnen und Paddler, auf geeignete Ge-
wässer auszuweichen. Die verlängerte Allgemeinverfügung ist 
unter www.bodenseekreis.de/politik-verwaltung/bekanntma-
chungen/ zu finden. 

Brandgefahr: Bodenseekreis sperrt Grill-  
und Feuerstellen im Wald
Wegen der anhaltenden Trockenheit und Hitze sind im Boden-
seekreis alle Grill- und Feuerstellen in den Wäldern im Land-
kreis gesperrt. Die Allgemeinverfügung des Landratsamts gilt 
ab 26. Juni bis zunächst 31. Juli 2026. Offene Feuer und wildes 
Grillen sind im Wald und bis 100 Meter Abstand zum Wald-
rand ohnehin gesetzlich untersagt. Zwischen März und Oktober 
gilt zudem ein generelles Rauchverbot im Wald. Die Behörden 
werden in nächster Zeit verstärkt Kontrollen durchführen. Ein 
Verstoß gegen das Feuer-Verbot kann ein empfindliches Buß-
geld zur Folge haben.
Das Forstamt des Bodenseekreises wirbt bei allen Waldbesu-
chenden um Einsicht und Mithilfe, um Waldbrände zu vermei-
den. Die aktuellen klimatischen Bedingungen sind bereits sehr 
belastend für die meisten Tiere und Pflanzen im Wald. Neben 
der Gefahr für Leib und Leben würde ein Brand das betroffene 
Gebiet über Jahre hinaus schädigen.
Die Allgemeinverfügung des Landratsamts wurde am 25. 
Juni 2026 auf der Internetseite formell bekanntgemacht:  
www.bodenseekreis.de/politik-verwaltung/bekanntmachungen/

 Amtlicher Teil

Mühlkanal der Brunnisach  
am 25. Juni 2026 (Foto:  
Landratsamt Bodenseekreis)
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ser- und Abwassergebühren müssen von den angeschlossenen 
Haushalten Abschläge auf die voraussichtliche Gebührenschuld 
geleistet werden. 
Die Gemeinde weist nun darauf hin, dass zum 31. Juli 2026 der 
2. Abschlag auf die Wasser- und Abwassergebühren fällig wird. 
Die Gemeinde bittet die Gebührenpflichtigen, den fälligen Ab-
schlag rechtzeitig an die Gemeindekasse zu entrichten. Bei 
Gebührenzahlern, die der Gemeinde Kressbronn a. B. ein 
SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, wird der Abschlag zum 
Fälligkeitstermin automatisch abgebucht. Wer der Gemeinde 
kein SEPA-Lastschriftmandat erteilt hat, wird um rechtzeitige 
Bezahlung des Abschlags gebeten. Bei verspäteter oder nicht 
erfolgter Zahlung können Mahngebühren und Säumniszu-
schläge anfallen. Um dies sicher zu vermeiden, empfiehlt die 
Gemeinde für die Wasser- und Abwassergebühren ein SEPA-
Lastschriftmandat zu erteilen. 

Bad Kresselnau-Pinnwand ist online
In der Kinderspielstadt wird fleißig gewerkelt, gebastelt und ge-
näht. Dafür wird noch einiges an Material benötigt. Gesucht 
werden unter anderem:
•	 Für die Schneiderei: Reißverschlüsse, abwischbare Stoffe/

Wachstuch und Aufbügel-Vlies
•	 Für die Schreinerei: Hartholzsperrholz in 3 oder 4 mm Stärke
•	 Für die Häkelwerkstatt: Einmachgläser und große Vorhang-

ringe
•	 Kühl- und Gefrierschränke – gerne auch Altgeräte oder leih-

weise
Wer die Kinderspielstadt mit Material unterstützen möchte, 
kann das Kernteam unter arbeitsstellen@badkresselnau.de 
kontaktieren oder direkt auf der digitalen Pinnwand unter 
www.badkresselnau.de/aktuelles/#pinnwand antworten.
Für alle Mitspielenden: Bitte nicht vergessen – die Bürgerpass-
abholung findet vom 13. bis 15. Juli im Rathaus statt.

Gemeindenachrichten

Hinweise zur Zahlung von Wasser-  
und Abwassergebühren
Die Gemeinde erhebt für den Anschluss an die öffentliche Was-
serversorgung der Gemeinde und den Verbrauch von Trinkwas-
ser Wassergebühren. Für die Entsorgung von Abwasser werden 
Abwassergebühren erhoben. Einmal im Jahr, in der Regel im 
Februar, erlässt die Gemeinde einen Wasser- und Abwasser-
gebührenbescheid. Bis zur Festsetzung der jährlichen Was-

Thema der Woche

Wie steht es um die Moder-
nisierung der Kressbronner 
Bahnsteige sowie die Verbes-
serung der Barrierefreiheit 
des Bahnhofs? 
Ich bemühe mich schon lange da-
rum, dass die Deutsche Bahn die 
Bahnsteige in Kressbronn a. B. mo-
dernisiert. Die Gemeinde ist hierzu 
immer wieder mit dieser in Kontakt 
gewesen und hat auf eine Planung 
und Umsetzung der Maßnahme 
gedrängt. Planungen bei der Bahn 

sind jedoch bekanntlich langwierig. Nun endlich hat die Bahn 
bekanntgegeben, dass sie eine Modernisierung unserer Bahn-
steige vornehmen wird. Die Maßnahmen sollen nächstes Jahr im 
Zeitraum von Freitag, 14. Mai 2027 bis Freitag, 9. Juli 2027 statt-
finden und insgesamt acht Wochen in Anspruch nehmen. 
Der Bahnsteig an Gleis 1 wird vollständig erneuert, von derzeit 
unter 38 cm über Schienenoberkante (SO) auf 55 cm über Schie-
nenoberkante erhöht und auf eine Baulänge von 220 m verlän-

gert. Es werden außerdem die Entwässerung verbessert und ein 
Kabeltiefbau vorgenommen. Für beide Bahnsteige werden die 
Bahnsteigausstattung sowie die Wegeleitung erneuert und van-
dalismusresistenter ausgeführt. Beide Wetterschutzhäuser sollen 
neugebaut bzw. ausgetauscht und die Bodenbeläge auf den Bahn-
steigen erneuert werden. Die Barrierefreiheit wird verbessert, u. 
a. durch ein taktiles Handlauf- und Wegeleitsystem sowie eine 
entsprechende Beschilderung. Es werden moderne Telekommuni-
kations- und Beschallungsanlagen installiert. Damit einher geht 
eine Erneuerung der Elektrotechnik, insbesondere der Beleuch-
tung. Als begleitende Maßnahmen werden Anpassungen an Ober-
leitungen sowie Leit- und Sicherungstechnik vorgenommen. Auf 
Grund der nicht möglichen Totalsperrung erfolgt die Umsetzung 
in mehreren Bauphasen. Bauphase 0: Einrichtung der Baustellen-
flächen (unabhängig von Sperrpausen), Bauphase 1: Umbau des 
Bahnsteigs an Gleis 1 (ca. 6 Wochen), Bauphase 2: Ergänzung der 
Wetterschutzhäuser am Bahnsteig Gleis 2 (ca. 2 Wochen).
Ich bin sehr froh, dass die Maßnahme endlich zur Umsetzung 
ansteht und unser Bahnhof damit modernisiert wird. Das ist 
nicht nur für die vielen Bahnfahrer aus unserer Gemeinde 
wichtig, sondern auch zur Verschönerung unseres Ortsbildes 
in diesem Bereich. 
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Sieben der neun ausgeschriebenen Bauplätze konnten vergeben 
werden, zwei Bauplätze bleiben zunächst unbesetzt. Der Ge-
meinderat stellte das Ergebnis des Vergabeverfahrens fest und 
beauftragte die Verwaltung, die Grundstückskaufverträge mit 
den erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerbern abzuschließen.

Baugebiet „Moos I“:  
Vergabeverfahren für dritte Tranche festgelegt – 
vierte Tranche für 2027 geplant
Für die dritte Tranche waren die vier größeren und besonders 
attraktiven Bauplätze im Baugebiet zur Vergabe im Höchstge-
botsverfahren vorgesehen. Der Gemeinderat beschloss, diese 
Bauplätze mit einem Mindestgebot von 725 Euro pro Quadrat-
meter im Höchstgebotsverfahren zu veräußern.
Da in den ersten beiden Vergaberunden nicht alle Bauplätze 
vergeben werden konnten, sollen die beiden noch unbesetzten 
Grundstücke erst im kommenden Jahr im Rahmen einer vierten 
Tranche zum Kauf angeboten werden. Über das Vergabever-
fahren wird der Gemeinderat zu gegebener Zeit im Jahr 2027 
entscheiden.

Fahrzeugbeschaffungskonzept bis 2030 
fortgeschrieben
Der Gemeinderat hat die Fortschreibung des Fahrzeugbeschaf-
fungskonzepts bis zum Jahr 2030 beschlossen. Ziel ist es, den 
Fuhrpark der Gemeinde weiterhin modern, wirtschaftlich und 
leistungsfähig zu halten. Die geplanten Ersatzbeschaffungen 
werden schrittweise umgesetzt und in der Haushaltsplanung 
berücksichtigt.
Als nächste Maßnahmen sollen noch in diesem Jahr ein Schmal-
spurschlepper für den Bereich Tourismus und im Jahr 2027 ein 
Radlader für das Naturstrandbad ersetzt werden. Durch den 
kontinuierlichen Austausch von Fahrzeugen und Geräten sollen 
die Einsatzbereitschaft und Wirtschaftlichkeit des gemeindli-
chen Fuhrparks langfristig sichergestellt werden.

Ferienbetreuung wird ab dem Schuljahr 
2026/2027 erweitert
Ab dem Schuljahr 2026/2027 wird die Ferienbetreuung in Kress-
bronn a. B. an den gesetzlichen Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung angepasst. Künftig wird das Angebot auf insgesamt 
elf Ferienwochen ausgeweitet und sowohl als Halbtags- als auch 
als Ganztagsbetreuung angeboten. Zudem erhalten die Kinder 
während der Ferienbetreuung ein warmes Mittagessen.
Nach intensiver Diskussion folgte der Gemeinderat einem Än-
derungsantrag von BWV und SPD und beschloss eine gegen-
über dem Verwaltungsvorschlag geänderte Gebührenregelung. 

Aus dem Gemeinderat 

Informationen zur Gemeinderatssitzung  
vom 24.06.2026

Sachstand zur Parkraumbewirtschaftung  
am Strandbadparkplatz
Der Gemeinderat wurde über den aktuellen Stand der digitalen 
Parkraumbewirtschaftung am Strandbadparkplatz informiert. 
Nach der Einführung der kamerabasierten Parkraumüberwa-
chung kam es insbesondere beim Verkauf und der Nutzung 
der digitalen Jahresparkkarten zu technischen Problemen. Aus 
dem Gemeinderat wurde der Informationsfluss sowie die Um-
setzung des Systems kritisch bewertet.
Hauptamtsleiter Andreas Wagner erläuterte die bereits einge-
leiteten Maßnahmen zur Behebung der Probleme. Bis zu einer 
endgültigen technischen Lösung würden die Jahresparkkarten 
vorübergehend an der Kasse des Naturstrandbads verkauft und 
anschließend manuell im System erfasst. Zudem sei ein Rechts-
anwalt beauftragt, die Vertragserfüllung durch den Dienstleis-
ter zu prüfen und gegebenenfalls weitere rechtliche Schritte 
vorzubereiten.

Seniorenrat berichtet über seine Arbeit
Der Seniorenrat der Gemeinde Kressbronn a. B. informierte 
den Gemeinderat über seine Arbeit seit Beginn der aktuellen 
Amtsperiode. Der im Jahr 2024 gewählte Seniorenrat vertritt 
die Interessen älterer Menschen in der Gemeinde und fördert 
mit verschiedenen Angeboten, Veranstaltungen und Projekten 
deren aktive Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
In seinem Tätigkeitsbericht stellte der Seniorenrat die bisheri-
gen Aktivitäten vor und gab einen Ausblick auf die kommen-
den Jahre. Für die Jahre 2026 und 2027 sollen insbesondere 
das ehrenamtliche Engagement weiter gestärkt und bewährte 
Angebote fortgeführt werden. Ziel ist es, die Seniorenarbeit in 
Kressbronn a. B. bedarfsgerecht weiterzuentwickeln und den 
Austausch zwischen den Generationen zu fördern.
Der Gemeinderat dankte den Mitgliedern für ihr vielfältiges 
ehrenamtliches Engagement zugunsten der älteren Mitbürge-
rinnen und Mitbürger.

Baugebiet „Moos I“:  
Ergebnisse der zweiten Vergabetranche
Für die zweite Vergabetranche der Bauplätze im Baugebiet 
„Moos I“ gingen insgesamt sieben Bewerbungen ein. Alle Be-
werbungen waren zulässig und wurden im sozialmodifizierten 
Festpreisverfahren berücksichtigt. Fünf der Bewerberinnen 
und Bewerber haben ihren Erstwohnsitz in Kressbronn a. B.

Amtliche Bekanntmachungen

Folgende Amtlichen Bekanntmachungen  
finden Sie auf den Seiten 18 bis 29

•	 Archivordnung
•	 Geschäftsordnung Gemeinderat
•	 Ferienbetreuungssatzung
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Besonders wichtig: Zigarettenkippen gehören nicht auf 
den Boden!
Was viele nicht wissen: Zigarettenfilter bestehen aus dem 
Kunststoff Celluloseacetat und sind damit Plastikmüll. Bis sie 
sich zersetzen, vergehen Jahrzehnte – im Meer sogar deutlich 
länger. Zudem enthalten sie zahlreiche Schadstoffe, die Böden 
und Gewässer belasten. Gelangen Zigarettenkippen in die Um-
welt, können Tiere sie mit Nahrung verwechseln und dadurch 
schwer geschädigt werden.
Schon kleine Veränderungen im Alltag helfen dabei, unsere 
Umwelt sauber zu halten und Ressourcen für kommende Gene-
rationen zu bewahren.
Quelle: www.wwf.de

Kultur und Tourismus

Bodensee Card PLUS –  
Zuhause erleben. Grenzenlos. 
Die Bodensee Card PLUS ist die offizielle Erlebniskarte für 
die Vierländerregion Bodensee und lädt dazu ein, die Region 
direkt vor der eigenen Haustür neu zu entdecken. Nach dem 
einmaligen Kauf profitieren Karteninhaber von freiem Eintritt 
bei über 160 Attraktionen sowie der freien Nutzung der Bo-
densee-Kursschifffahrt an ausgewählten Tagen. Die Karte ist 
für drei oder sieben Tage erhältlich, die Erlebnistage können 

flexibel über das gesamte Kalenderjahr verteilt werden. Zu den 
teilnehmenden Angeboten gehören u. a. Bergbahnen, Natur- 
und Freizeiteinrichtungen, Burgen und Schlösser, Bäder und 
Thermen, Museen sowie zahlreiche kulturelle und kulinarische 
Erlebnisse. Auch bekannte Ausflugsziele wie die Pfänderbahn, 
der Skywalk Allgäu, die Burg Meersburg, Kloster und Schloss 
Salem, das Dornier Museum, das Zeppelin Museum, das Cho-
colarium und die Appenzeller Schaukäserei sind inkludiert. 
Ein besonderes Highlight ist die Bodensee-Kursschifffahrt: 
Von April bis Oktober können die Kursschiffe der Vereinigten 
Schifffahrtsunternehmen an zwei bzw. vier Tagen frei genutzt 
werden. Ausgenommen sind die Fährverbindung Konstanz–
Meersburg, der Katamaran Konstanz–Friedrichshafen sowie 
die Strecke Bodman–Überlingen.

Verkauf und Informationen
Ab 78,00 € ist die Bodensee Card PLUS er-
hältlich – online über den nachfolgenden 
QR-Code oder in der Tourist-Information 
Kressbronn a. B., wo auch Flyer und Bro-
schüren bereitliegen.

Für die Halbtagsbetreuung beträgt die Gebühr künftig 120 Euro 
pro Woche für das erste Kind und 60 Euro für das zweite Kind, 
ab dem dritten betreuten Kind ist die Betreuung gebührenfrei. 
Für die Ganztagsbetreuung werden 150 Euro pro Woche für 
das erste Kind und 75 Euro für das zweite Kind erhoben, ab 
dem dritten betreuten Kind entfällt die Gebühr ebenfalls. Diese 
Staffelung gilt für gleichzeitig betreute Kinder einer Familie 
in der Ferienbetreuung. Für das Mittagessen fallen zusätzliche 
Kosten an. Es wird weiterhin von der Gemeinde mit einem Euro 
pro Mahlzeit bezuschusst. Abschließend verabschiedete der 
Gemeinderat die Neufassung der Satzung über die Benutzung 
und die Erhebung von Gebühren für die Ferienbetreuung.

Geschäftsordnung des Gemeinderates neu gefasst
Der Gemeinderat hat eine Neufassung seiner Geschäftsordnung 
beschlossen. Die bisherige Geschäftsordnung stammt aus dem 
Jahr 2017 und wurde an zwischenzeitliche Rechtsänderungen 
sowie an die Erfahrungen aus der kommunalen Praxis ange-
passt. Die Änderungen betreffen unter anderem Regelungen zu 
mündlichen Anfragen, der erneuten Behandlung von Tagesord-
nungspunkten, Fraktionserklärungen, dem schriftlichen Ver-
fahren sowie der Führung der Niederschrift.

Satzung für das Gemeindearchiv neu gefasst
Der Gemeinderat hat die Satzung über die Ordnung des Ge-
meindearchivs neu gefasst. Anlass hierfür sind das neue Lan-
desarchivgesetz, der Umzug des Gemeindearchivs in die neuen 
Räume im Untergeschoss des Kinder- und Familienzentrums 
sowie die Übernahme der Archivaufgaben für den Gemeinde-
verwaltungsverband Eriskirch-Kressbronn a. B.-Langenargen 
und den Zweckverband Abwasserreinigung Kressbronn a. B.-
Langenargen. Mit der Neufassung werden zudem einzelne Re-
gelungen an die Praxis angepasst und ein Ordnungswidrigkei-
tentatbestand aufgenommen.

Klimaschutz und Nachhaltigkeit

Plastik vermeiden –  
Ressourcen schonen und Umwelt schützen
Wer Kunststoff vermeidet, schont wertvolle Ressourcen, redu-
ziert Abfälle und trägt dazu bei, dass weniger Plastik in Böden, 
Gewässer und Meere gelangt.
Mit diesen einfachen Maßnahmen lässt sich der Plastikver-
brauch verringern:
•	 Mehrweg statt Einweg: Nutzen Sie wiederverwendbare Ein-

kaufstaschen, Trinkflaschen, Kaffeebecher und Brotdosen.
•	 Kaufen Sie möglichst unverpackte oder verpackungsarme 

Produkte – zum Beispiel auf dem Kressbronner Wochen-
markt oder in Unverpackt-Läden.

•	 Trennen Sie Abfälle sorgfältig und unterstützen Sie so das 
Recycling.

•	 Ob bei einer organisierten Müllsammelaktion oder ganz ne-
benbei im Alltag: Jeder eingesammelte Plastikabfall hilft. 

•	 Entsorgen Sie Abfälle auch im Urlaub oder auf Veranstaltun-
gen immer in den vorgesehenen Behältern oder nehmen Sie 
sie wieder mit.

•	 Achten Sie beim Einkauf auf Produkte ohne Mikroplastik.
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Projektion gezeigt. Filmfreunde, Familien, Heimatverbundene 
und Nostalgiker erhalten damit eine einmalige Gelegenheit, die 
Magie des klassischen Kinos noch einmal authentisch zu er-
leben.
Freitag, 10. Juli 2026, 
15:00 Uhr: „Das doppelte Lottchen“,  
(Deutschland 1950, 105 Min., FSK 0)

19:30 Uhr: „Es geschah am hellichten Tag“  
(Schweiz/Deutschland/Spanien 1958, 100 Min., FSK 12)

Samstag, 11. Juli 2026
15:00 Uhr: „Heidi“  
(Schweiz 1952, 100 Min., FSK 6)

19:30 Uhr: „Die Fischerin vom Bodensee“  
(Deutschland 1956, 90 Min., FSK 6)
Lichtspielhaus (ehemals „Getränke Männer“), Seestraße 1, 
88079 Kressbronn a. B.
7,00 Euro/6,00 Euro ermäßigt, nur Tages- bzw. Abendkasse. 
Freie Platzwahl, Einlass jeweils 30 Minuten vor Vorstellungs-
beginn, Getränkebewirtung durch das Seestüble, Popcornver-
kauf durch KTEP, WC im Seestüble benutzen
Bestuhlung: Bierbänke (wer mag, bringt sich ein Sitzkissen 
mit), Parkplätze am Bahnhof oder an der Seesporthalle nutzen, 
bzw. Anfahrt per Zug (Bahnhof 5 Minuten fußläufig entfernt) 
empfohlen.

Auf Initiative des Kabinettsausschusses Ländlicher Raum wird 
das Projekt „Leerstand vor Ort als Chance für Kultur“ von 
Kinomobil BW durch das Ministerium für Ländlichen Raum, 
Landwirtschaft und Heimat Baden-Württemberg gefördert.

Die Villinger Puppenbühne gastiert mit einem 
abwechslungsreichen Doppelprogramm aus 
Zauberei und Puppentheater in Kressbronn a. B. 
Die Veranstaltung beginnt mit einem rund 35-minütigen Auf-
tritt des Zauberers Pfiffikus. Das interaktive Programm ist 
speziell auf ein junges Publikum ausgerichtet und bindet die 
anwesenden Kinder aktiv 
in die humorvollen Zau-
berkunststücke ein. Im 
Anschluss präsentiert die 
Villinger Puppenbühne 
das klassische Handpup-
penspiel „Bello, der Räu-
berschreck“, das von einer 
spannenden Kinder-Kri-
minalgeschichte handelt.
Die Handlung des Theaterstücks dreht sich um die Großmutter, 
deren Geburtstagsgeschenke von den beiden Räubern Gripsch 
und Grapsch gestohlen werden. Die Präsente wurden zuvor von 
Seppel für das anstehende Fest eingekauft. Nach dem Diebstahl 
nimmt Seppel eigenständig die Verfolgung auf, um die Diebe 
zur Rede zu stellen. Dabei wird er jedoch an der Räuberhöhle 
von den Räubern überwältigt und kurzerhand eingesperrt.
Die Rettung naht durch den Hund Bello, der die Fährte auf-
nimmt, die Räuberhöhle ausfindig macht und erfolgreich einen 

Nostalgiefilm-Reihe im ehemaligen 
Lichtspieltheater am 10. und 11. Juli 2026

Vier Filmklassiker kehren noch einmal auf die große 
Leinwand zurück

Ein besonderes Kapitel Kressbronner 
Kulturgeschichte wird im Juli 2026 
noch einmal lebendig: Im ehemaligen 
Lichtspieltheater (ehemals „Getränke 
Männer“) in der Seestraße 1 werden 

vier ausgewählte Filmklassiker letztmals in ihrer ursprüngli-
chen Form präsentiert. Gezeigt werden die Filme in Original-
fassung und mit historischer Analogtechnik – so, wie sie einst 
das Publikum begeisterten.
Die zweitägige Nostalgiefilm-Reihe lädt dazu ein, die Atmo-
sphäre vergangener Kinogenerationen neu zu entdecken. Wenn 
Filmrollen durch den Projektor laufen und das charakteristische 
Surren der Vorführtechnik den Saal erfüllt, wird Kino wieder 
zu einem Erlebnis, das weit über den Film hinausgeht. Zugleich 
erinnert die Veranstaltungsreihe an die Zeit, als das Lichtspiel-
theater ein zentraler Treffpunkt des gesellschaftlichen Lebens 
in Kressbronn a. B. war.
Den Auftakt macht am Freitag, 10. Juli, um 15:00 Uhr der be-
liebte Familienklassiker „Das doppelte Lottchen“ (1950) nach 
dem weltbekannten Roman von Erich Kästner. Die berührende 
Geschichte der getrennt aufgewachsenen Zwillinge zählt bis 
heute zu den bekanntesten deutschen Kinderfilmen.
Am selben Abend um 19:30 Uhr folgt mit „Es geschah am hel-
lichten Tag“ (1958) einer der bedeutendsten deutschsprachigen 
Kriminalfilme der Nachkriegszeit. Heinz Rühmann und Gert 
Fröbe verleihen dem spannenden Kriminaldrama bis heute 
seine außergewöhnliche Intensität.
Der Kinosams-
tag beginnt um 
15:00 Uhr mit dem 
Schweizer Filmklas-
siker „Heidi“ (1952). 
Die Verfilmung 
von Johanna Spyris 
weltberühmtem Ro-
man begeistert seit 
Generationen mit 
ihren eindrucksvol-
len Schwarzweißbil-
dern aus den Schweizer Alpen und ihrer zeitlosen Geschichte 
über Heimat, Freundschaft und Familie.
Den Abschluss der Reihe bildet am Samstag um 19:30 Uhr der 
Heimatfilm „Die Fischerin vom Bodensee“ (1956). Vor der ma-

lerischen Kulisse des Bodensees 
erzählt der Film eine bewegende 
Liebesgeschichte und bietet zu-
gleich faszinierende historische 
Aufnahmen zahlreicher Orte der 
Region. Für viele Besucherinnen 
und Besucher dürfte gerade die-
ser Film eine besondere Reise in 
die Vergangenheit darstellen.
Mit der Filmreihe verabschiedet 
sich das ehemalige Lichtspiel-
theater zugleich von einer be-
sonderen Form des Filmerlebens. 
Die vier ausgewählten Klassiker 
werden letztmals mit analoger 
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schaukel lassen Kinderherzen höherschlagen. Für die perfekte 
Pause im Grünen steht ein Grillplatz für das eigene Familien-
element bereit, während der Kiosk die Gäste mit kühlen Ge-
tränken, Eis und frischem Kaffee versorgt.
Neben dem regulären Tagesspaß hält die Saison zwei beson-
dere Event-Highlights bereit. Am Samstag, den 29. August 
2026, lädt das romantische „Mondscheinirren“ zur nächtlichen 
Entdeckungstour ein. Aufregend wird es auch im September: 
Am Samstag, den 12. September, sowie am Samstag, den 19. 
September 2026, erwachen ab ca. 20:00 Uhr die Geister beim 
großen „Gruselirren“. An diesen beiden Aktionstagen ist das 
Gelände durchgehend von 11:00 bis 24:00 Uhr geöffnet. Das 
schaurige Nachtabenteuer ist ab 18:00 Uhr für einen Eintritt 
von 7,00 € erlebbar, aufgrund des Gruselfaktors jedoch nicht 
für kleine oder ängstliche Kinder geeignet. 
Ein Sommer voller Rätsel, Action und Nervenkitzel wartet in 
Nitzenweiler. Kosten: pro Person ab 3 Jahren 5,00 €, Gruppen-
preis ab 20 Personen pro Person: 4,50 €. 
4. Juli bis 20. September 2026, täglich 11:00 bis 19:00 Uhr, 
letzter Einlass: 18:00 Uhr 
Maislabyrinth Nitzenweiler 4, 88079 Kressbronn a. B.   
Telefon: 07543 8865, www.maisabenteuer.de

Das Kreisseniorenorchester Bodenseekreis  
in Kressbronn a. B. 
Gemeinsam musizieren, lachen und die Leidenschaft für tradi-
tionelle Blasmusik leben – dafür steht das Kreisseniorenorches-
ter des Bodenseekreises. Seit der Gründung hat sich das Or-
chester zu einem besonderen Treffpunkt für musikbegeisterte 
Seniorinnen und Senioren in der Region entwickelt. Aktuell 
vereint das Ensemble 44 Musikerinnen und Musiker im Alter 
von 56 bis 92 Jahren. Sie alle verbindet die pure Freude an der 
Musik und der Gemeinschaft, was sich in einer beachtlichen 
Gesamterfahrung von rund 2.500 Jahren Musizierpraxis wider-
spiegelt.

Geprägt wurde das Orchester seit seiner Entstehung von Diri-
gent Dr. Robert Fitz aus Salem. Nach 16 Jahren erfolgreicher 
Leitung übergab er den Taktstock im September 2024 an Rai-
ner Geister aus Urnau, der die musikalische Geschichte des 
Ensembles seither mit frischem Elan fortführt. Das Herz des 
Orchesters schlägt primär für traditionelle Blasmusik. Zum Re-
pertoire gehören schwungvolle Märsche, Polkas und bekannte 
Melodien, die sofort ins Ohr gehen und Erinnerungen wecken. 
Besonders in den Sommermonaten ist die Formation bei zahl-
reichen Platz- und Promenadenkonzerten im gesamten Boden-
seekreis zu hören, sei es bei einem geselligen Frühschoppen 

der Diebe in die Flucht schlägt. Zeitgleich greift Kasper in das 
Geschehen ein. Ihm gelingt es, den verbliebenen Räuber zu 
überwältigen und im Hühnerstall festzusetzen. Nach der Be-
freiung des gefangenen Seppels kann dieser die Geschenke 
rechtzeitig zur Großmutter bringen. Gemeinsam mit den hel-
fenden Kindern im Publikum rufen Kasper und Bello zum Fi-
nale auf, sodass das geplante Geburtstagsfest schlussendlich 
erfolgreich beginnen kann.
Mittwoch, 8. Juli 2026, 17:00 Uhr 
Konzertmuschel im Schlösslepark, Ecke Seestr./Maîcher Str.  
Bei Starkregen/Sturm: Lände, Seestr. 24, 88079 Kressbronn a. B. 
2,00 € pro Person, Kressbronner Übernachtungsgäste frei, nur 
Tageskasse. Freie Platzwahl, Einlass ab 16:30 Uhr.

Spannendes Abenteuer im Grünen: 
Maislabyrinth in Nitzenweiler öffnet seine Tore
Ein gewöhnlicher Maisacker verwandelt sich pünktlich zum 
Sommerbeginn wieder in eine der spannendsten Attraktionen 
der Region. Ab dem 4. Juli lädt das beliebte Maislabyrinth in 
Nitzenweiler zu einem unvergesslichen Erlebnis für die ganze 
Familie ein. Auch in diesem Jahr erwartet die Besucher ein völ-
lig neues Unterwasserweltmotiv, das seine volle Pracht zwar 
nur aus der Vogelperspektive entfaltet, am Boden jedoch für 
jede Menge Suchspaß sorgt.

Im Gegensatz zu einem klassischen Labyrinth mit nur einem 
festen Pfad wartet dieser grüne Irrgarten mit zahlreichen Ab-
zweigungen, Sackgassen und Kreuzungen auf. Wer sich der 
Herausforderung stellt, begibt sich auf eine spannende Rallye: 
Im dichten Grün sind vier Stempelstationen versteckt. Wer alle 
Stationen erfolgreich aufspürt und den Weg nach draußen fin-
det, wird am Kiosk mit einer kleinen Belohnung belohnt. Für 
alle, die es etwas ruhiger mögen, bietet das angrenzende Apfel-
baumlabyrinth eine beschauliche Alternative, bei der ein ein-
ziger Weg direkt ans Ziel führt.
Da der Mais nach der Saison von Landwirt Arthur Späth als 
wichtiges Futter für seine Kühe genutzt wird, gilt auf den Pfa-
den ein einfaches, aber wichtiges Prinzip des Miteinanders: Die 
Halme bleiben stehen, und alle Entdecker bleiben auf den vor-
gegebenen Wegen.
Auch abseits der grünen Wände ist für beste Unterhaltung ge-
sorgt. Zahlreiche Spielattraktionen wie eine Seilbahn, Tram-
poline, Gokarts, Wasserspritzen, eine Wippe und eine Reifen-
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Gemeindebücherei

Neue Sachbücher für junge Leser

Generation Glücklich 
Stell dir vor, du wächst auf in einer Welt voller Smartphones, 
Likes und endlosem Scrollen. Das Handy ist das Erste, was 
du morgens, und das Letzte, was du abends anschaust – ganz 
schön viel für ein Kind, oder? „Generation Glücklich” richtet 
sich an Kinder zwischen 9 und 12 Jahren, die genau in dieser 
Welt ihren eigenen Platz finden wollen – ohne sich dabei selbst 
zu verlieren. 
Warum Urlaub vom Smartphone uns Zeit, Glück und Liebe 
schenkt”, erklärt er jungen Menschen in diesem Buch auf Au-
genhöhe, was hinter der ständigen Bildschirmzeit steckt, wa-
rum Social Media uns manchmal eher verunsichert als verbin-
det – und wie wir trotzdem glücklich, mutig und ganz wir selbst 
bleiben können. Mit echten Geschichten von jungen Erwach-
senen, spannenden Fakten, Challenges, Comic-Elementen und 
kleinen Geheimnissen aus der Tech-Welt, die Kinder unbedingt 
kennen sollten.

Einzigartig von Henrick Clausing
Ein einfühlsames und fröhliches Kindersachbuch zum Thema 
Behinderung, Inklusion und Diversität für Kinder ab 7 Jahren.
Elsie kann nicht richtig sprechen und hat sich ihre eigene Ge-
bärdensprache ausgedacht. Zoe und Zara haben immer einen 
Sitzplatz dabei, denn ihre Mama Frieda sitzt im Rollstuhl. 
Bjarne hat eine Halbseitenlähmung und spielt gerne Fußball. 
Einfühlsam und unvoreingenommen wird erklärt, welche ver-
schiedenen Behinderungen es gibt und wo und wie wir ihnen in 
unserem Alltag begegnen. Begriffe wie Inklusion und Teilhabe 
und Wissen rund um das technische Equipment, das die täg-
lichen Herausforderungen meistern lässt, werden in leicht ver-
ständlichen Sachtexten beleuchtet. 

Birding von Silke Hartmann
Das Vogelkinderbuch ab 7 Jahren begeistert kleine Entdecker 
nicht nur mit spannenden Informationen, sondern auch mit 
naturgetreuen Illustrationen, die die Schönheit der Vogelwelt 
lebendig werden lassen. Die einzigartige Mischung aus wis-
senswerten Fakten und interaktiven Elementen fördert das 
Umweltbewusstsein und sensibilisiert spielerisch für den Erhalt 
der Artenvielfalt. Entdecken Sie gemeinsam mit Ihren Kindern, 
wie die Vogelkunde einen ganz neuen Blick auf die Natur vor 
unserer Haustür ermöglicht.
Die nächste Vorlesestunde für Kinder von ca. 5 bis 7 Jahren mit 
Vorlesepatin Irmgard  findet am Dienstag, 7. Juli, um 14:30 Uhr 
in der Bücherei statt. Anmeldung erbeten, persönlich oder tele-
fonisch unter 07543- 9662-53.

Öffnungszeiten:
Montag	 geschlossen
Dienstag	 10:00 – 12:00 und 15:00 – 18:00
Mittwoch	 15:00 – 18:00
Donnerstag	 10:00 – 12:00 und 16:00 bis 19:00
Freitag	 15:00 – 18:00

oder einem gemütlichen Feierabendhock. Auch die ruhigen, 
festlichen Momente haben ihren festen Platz im Jahresverlauf. 
Das Orchester beweist eindrucksvoll: Musik verbindet über Ge-
nerationen hinweg – im Bodenseekreis und darüber hinaus.
Sonntag, 5. Juli 2026, 19:30 Uhr 
Konzertmuschel im Schlösslepark, Ecke Seestraße/Maîcher 
Straße
Kostenfrei, bei Starkregen/Sturm entfällt das Konzert. 

GlasBlasSing live auf der Bühne:  
„Kästen raus – Flaschenarbeit“  
verspricht musikalischen Pfand-Genuss
Die deutschlandweit bekannte „0/8/15/25-Cent-Band“ Glas-
BlasSing meldet sich mit ihrem brandneuen Bühnenprogramm 
„Kästen raus, Flaschenarbeit!“ zurück. Das unkonventionelle 
Trio, bestehend aus den Musikern Andreas, Fritze und Möhre, 
huldigt einmal mehr dem wohl vielfältigsten Musikinstrument 
der Welt: der Flasche. Nach millionenfach geklickten Kurzvi-
deos auf TikTok und Instagram bringen die Künstler ihre fas-
zinierende Flaschenmusik nun live auf die Bühne und verspre-
chen ein Erlebnis, das Genregrenzen sprengt und das Publikum 
ins Staunen versetzt.
Im Mittelpunkt der 
Show stehen der klang-
liche Reichtum, das 
rhythmische Potenzial 
und die musikalische 
Wandelbarkeit von her-
kömmlichem Leergut. 
Abseits ihrer bekann-
ten Internet-Hits rund 
um den „magischen 
Plopp-Daumen“ oder 
den „Flachmanninoff“ 
auf grünen Kräuter-
likör-Pullen zieht das 
Trio für das neue Programm alle Register. Zum Einsatz kommt 
die gesamte, opulente Pullen-Flotte der Band: Diese reicht von 
einem mannshohen Spender-Jazzbass bis hin zu einer filigranen 
Wodka-Orgel. Was einst als bloßes Behältnis für Getränke er-
funden wurde, transformieren die drei Künstler mit handwerk-
lichem Geschick in hochwertige Instrumente für überraschende 
Arrangements.
Neben der virtuosen Musik spielen humorvolle Moderationen 
und tiefgründige Liedtexte eine zentrale Rolle im neuen Pro-
gramm. GlasBlasSing widmet sich thematisch dem Unvorher-
sehbaren sowie den plötzlichen Paukenschlägen und Schreck-
sekunden des alltäglichen Lebens. Das Trio verknüpft diese 
Geschichten mit einer visuellen und akustischen Performance, 
die man mit eigenen Augen gesehen haben muss, um sie für 
möglich zu halten. „Kästen raus, Flaschenarbeit!“ bietet einen 
Abend voller unerwarteter Wendungen, falscher Fährten und 
handgemachter Comedy für alle Generationen.
Donnerstag, 24. September 2026, 19:30 Uhr 
Festhalle, Hauptstraße 39, 88079 Kressbronn am Bodensee
Tickets: www.reservix.de. Einlass ab 18:30 Uhr, freie Platz-
wahl, mit Bewirtung vor und nach der Veranstaltung sowie in 
der Pause.

Ende Amtlicher Teil
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(3)	 Die Benutzung des Archivs ist einzuschränken oder zu versagen, 
soweit 

1.	 Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch das Wohl der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährdet ist;

2.	 Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange 
Dritter entgegenstehen; 

3.	 der Erhaltungszustand des Archivguts gefährdet ist;  
4.	 dadurch ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entsteht 

oder
5.	 Vereinbarungen mit derzeitigen oder früheren Eigentümern ent-

gegenstehen.
(4)	 Die Benutzung des Archivs kann auch aus anderen wichtigen 

Gründen eingeschränkt oder versagt werden, insbesondere so-
weit 

1.	 dadurch das Wohl der Gemeinde gefährdet ist;
2.	 der Antragsteller wiederholt und schwerwiegend gegen die Ar-

chivordnung verstoßen oder erteilte Auflagen nicht eingehalten 
hat;

3.	 der Ordnungszustand des Archivguts eine Benutzung nicht zu-
lässt;

4.	 Archivgut aus dienstlichen Gründen oder wegen gleichzeitiger 
anderweitiger Benutzung nicht verfügbar ist;

5.	 der Benutzungszweck anderweitig, insbesondere durch Einsicht-
nahme in Druckwerke oder in Reproduktionen, erreicht werden 
kann.

(5)	 Die Benutzungserlaubnis kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden. Sie kann widerrufen oder zurückgenommen wer-
den, insbesondere wenn

1.	 Angaben im Benutzungsantrag nicht oder nicht mehr zutreffen; 
2.	 nachträglich Gründe bekannt werden, die zur Versagung der Be-

nutzung geführt hätten; 
3.	 der Benutzer gegen die Archivordnung verstößt oder erteilte 

Auflagen nicht einhält oder
4.	 der Benutzer Urheber- und Persönlichkeitsrechte sowie schutz-

würdige Belange Dritter nicht beachtet. 

§ 5 
Ort und Zeit der Benutzung, Verhalten im Benutzerraum

(1)	 Das Archivgut kann nur im Benutzerraum während der fest-
gesetzten Öffnungszeiten eingesehen werden. Das Betreten der 
Magazine durch Benutzer ohne Zustimmung und Beaufsichti-
gung durch das Archivpersonal ist untersagt.

(2)	 Die Benutzer haben sich im Benutzerraum so zu verhalten, dass 
niemand behindert oder belästigt wird. Zum Schutz des Archiv-
guts ist es insbesondere untersagt: 

1.	 im Benutzerraum zu rauchen, zu essen oder zu trinken;
2.	 Taschen, Mappen, Mäntel und dergleichen in den Benutzerraum 

mitzunehmen.  
(3)	 Die Mitnahme von tragbaren Computern zur elektronischen 

Datenverarbeitung und Recherche ist erlaubt. Fotografische Auf-
zeichnungen dürfen nur mit Erlaubnis des Archivpersonals er-
stellt werden.

(4)	 Benutzer des Archivs haben den Anweisungen des Archivperso-
nals uneingeschränkt Folge zu leisten. 

§ 6 
Vorlage von Archivgut

(1)	 Das Archiv kann den Umfang des gleichzeitig vorzulegenden 
Archivguts beschränken; es kann die Bereithaltung zur Benut-
zung zeitlich begrenzen.

(2)	 Archivgut ist sorgfältig zu behandeln und in gleicher Ordnung 
und gleichem Zustand wie es vorgelegt wurde, spätestens am 
Ende der täglichen Öffnungszeit, wieder abzugeben. Es ist unter-

Amtliche Bekanntmachungen

Satzung der Gemeinde Kressbronn am Bodensee 
über die Ordnung des Gemeindearchivs   
(Archivordnung)
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 
581) in Verbindung mit § 12 Abs. 4 des Landesarchivgesetzes vom 
22. Juli 2025 (GBl. 2025, Nr. 70), hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Kressbronn a. B. am 24. Juni 2026 folgende Neufassung der Archiv-
ordnung beschlossen:

§ 1 
Aufgaben und Stellung des Archivs

(1)	 Die Gemeinde unterhält ein Archiv. Es trägt den Namen „Ge-
meindearchiv Kressbronn am Bodensee“. Der Namenszusatz 
kann auch abgekürzt werden. Es hat seinen Sitz im Unterge-
schoss des Kinder- und Familienzentrums (Bachtobelstraße 17, 
88079 Kressbronn a. B.). 

(2)	 Das Archiv hat die Aufgabe, das in der Verwaltung der Ge-
meinde, des Zweckverbands Abwasserreinigung Kressbronn a. 
B.-Langenargen und des Gemeindeverwaltungsverbands Eris-
kirch-Kressbronn a. B.-Langenargen angefallene Schriftgut und 
elektronische Unterlagen, die zur Aufgabenerfüllung nicht mehr 
ständig benötigt werden, zu überprüfen und solche von bleiben-
dem Wert mit den entsprechenden Amtsdrucksachen zu ver-
wahren, zu erhalten, zu erschließen sowie allgemein nutzbar zu 
machen. Das Archiv sammelt außerdem die für die Geschichte 
und Gegenwart bedeutsamen Dokumentationsunterlagen und 
unterhält eine Dienstbibliothek. Es kann fremdes Archivgut auf-
nehmen, soweit es in Bezug zur Gemeinde oder einem der Ver-
bände steht.

(3)	 Das Archiv fördert die Erforschung und die Kenntnis der Orts- 
und Heimatgeschichte der Gemeinde, ihrer Vorgängergemeinden 
sowie der unter Absatz 2 genannten Zweckverbände.

§ 2 
Bestandserhaltung

Das Archivgut muss so verwahrt werden, dass die fachlichen Anfor-
derungen an eine Langzeitlagerung erfüllt werden. Temperatur und 
Luftfeuchtigkeit müssen der DIN ISO 11799 entsprechen und regel-
mäßig kontrolliert werden. Das Archivgut ist vor jeglichen schädi-
genden Einflüssen so gut wie möglich zu schützen. 

§ 3 
Benutzung des Archivs

(1)	 Jeder kann nach Maßgabe dieser Archivordnung das Archiv be-
nutzen, soweit sich aus Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen 
mit derzeitigen oder früheren Eigentümern des Archivguts nichts 
anderes ergibt. Die §§ 8 Absatz 2 bis 6 und 8 sowie§ 9 LArchG 
gelten entsprechend.

(2)	 Als Benutzung des Archivs gelten: 
1.  	Auskunft und Beratung durch das Archivpersonal;
2. 	 Einsichtnahme in die Findbücher und sonstige Hilfsmittel;
3.	  Einsichtnahme in Archivgut und dessen Reproduktionen.

§ 4 
Benutzungserlaubnis

(1)	 Die Benutzung des Archivs wird auf Antrag zugelassen, soweit 
Sperrfristen nicht entgegenstehen. Nach Ermessen des Archiv-
personals kann von einem förmlichen Antrag abgesehen werden. 

(2)	 Der Antragsteller hat sich auf Verlangen über seine Person aus-
zuweisen und einen Benutzungsantrag zu stellen. Setzt die Ge-
meinde hierzu auf ein elektronisches System, ist der Benutzer 
verpflichtet, den Antrag über dieses einzureichen. 
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(6)	 Absatz 5 findet keine Anwendung, wenn das Urheberrecht er-
loschen ist.

§ 10 
Reproduktionen und Editionen

(1)	 Die Fertigung von Reproduktionen und deren Publikationen 
sowie die Edition von Archivgut bedürfen der Zustimmung der 
Gemeinde Kressbronn a. B. Die Reproduktionen dürfen nur für 
den freigegebenen Zweck und unter Angabe der Belegstelle ver-
wendet werden.

(2)	 Von jeder Veröffentlichung einer Reproduktion ist dem Archiv 
ein Belegexemplar kostenlos zu überlassen.

(3)	 Die Herstellung von Reproduktionen fremder Archivalien bedarf 
der schriftlichen oder elektronischen Zustimmung des Eigentü-
mers.

§ 11 
Gebühren

(1)	 Die Erhebung von Gebühren und Auslagen richtet sich nach der 
Verwaltungsgebührensatzung der Gemeinde Kressbronn a. B. in 
der jeweils gültigen Fassung.

(2)	 Bei der Benutzung des Archivs für wissenschaftliche, ortsge-
schichtliche oder heimatkundliche Zwecke kann auf die Erhe-
bung von Gebühren verzichtet werden.

(3)	 Neben den Gebühren sind vom Benutzer die angefallenen Aus-
lagen zu ersetzen. 

(4)	 Amts- und Rechtshilfeangelegenheiten sind gebührenfrei.

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Absatz 1 Nr. 1 GemO han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig:

1.	 entgegen § 5 Absatz 1 Satz 2 ein Magazin ohne Zustimmung und 
Beaufsichtigung durch Archivpersonal betritt;

2.	 entgegen § 5 Absatz 2 Nr. 1 im Besucherraum raucht, isst oder 
trinkt;

3.	 entgegen § 5 Abs. 1 Nr. 2 Taschen, Mappen, Mäntel oder derglei-
chen in den Benutzerraum mitnimmt; 

4.	 entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2 fotografische Aufzeichnungen ohne 
Erlaubnis des Archivpersonals erstellt; 

5.	 entgegen § 5 Absatz 4 den Anweisungen des Archivpersonals 
nicht Folge leistet;

6.	 entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1 Archivgut nicht sorgfältig behan-
delt, nicht in gleicher Ordnung oder gleichem Zustand oder nicht 
spätestens am Ende der täglichen Öffnungszeiten abgibt;

7.	 entgegen § 6 Absatz 2 Satz 2 Archivgut beschädigt oder ver-
ändert, insbesondere Bemerkungen oder Striche anbringt, ver-
blasste Stellen nachzieht, darauf radiert, es als Schreibunterlage 
verwendet oder Blätter herausnimmt;

8.	 entgegen § 6 Absatz 4 trotz besonderer Aufforderung des Ar-
chivpersonals keine speziellen für Archivgut vorgesehenen 
Handschuhe bei der Nutzung trägt. 

(2) 	Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5 bis zu 
1.000 Euro geahndet werden.

§ 13 
Geltungsbereich

Diese Archivordnung gilt auch für Archivgut anderer Stellen und 
Herkünfte (z. B. Deposita), soweit mit den anderen Stellen keine 
andere Vereinbarung getroffen wurde. Insbesondere gilt sie auch 
für Archivgut des Zweckverbands Abwasserreinigung Kressbronn 
a. B.-Langenargen sowie des Gemeindeverwaltungsverbands Eris-
kirch-Kressbronn a. B.-Langenargen. 

sagt, Archivgut zu beschädigen oder zu verändern, insbesondere
1.	 Bemerkungen und Striche anzubringen;
2.	 verblasste Stellen nachzuziehen;
3.	 darauf zu radieren, es als Schreibunterlage zu verwenden oder 

Blätter herauszunehmen.
(3)	 Bemerkt der Benutzer Schäden an dem Archivgut, so hat er sie 

unverzüglich dem Archivpersonal anzuzeigen.
(4)	 Auf besondere Anordnung des Archivpersonals ist der Benutzer 

verpflichtet, spezielle für Archivgut vorgesehene Handschuhe 
bei der Nutzung zu tragen. 

(5)	 In Ausnahmefällen kann Archivgut an staatliche oder andere 
kommunale Archive und zu Ausstellungszwecken ausgeliehen 
werden.

(6)	 Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für die Dienst-
bibliothek.

§ 7 
Haftung

(1)	 Der Benutzer haftet für die von ihm verursachten Verluste oder 
Beschädigungen des überlassenen Archivguts sowie für die sonst 
bei der Benutzung des Archivs verursachten Schäden. Dies gilt 
nicht, wenn er nachweist, dass ihn kein Verschulden trifft.

(2)	 Die Gemeinde Kressbronn a. B. haftet nur für Schäden, die auf 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei der Vorlage von Archivgut 
und Reproduktionen zurückzuführen sind.

(3) 	Ansprüche Dritter sind an die Gemeinde Kressbronn a. B. abzu-
treten.

§ 8 
Auswertung des Archivguts

Der Benutzer hat bei der Auswertung des Archivguts die Rechte und 
schutzwürdigen Interessen der Gemeinde Kressbronn a. B., die Ur-
heber- und Persönlichkeitsrechte Dritter und deren schutzwürdige 
Interessen zu wahren. Er hat die Gemeinde von Ansprüchen Dritter 
freizustellen. Belegstellen sind anzugeben.

§ 9 
Belegexemplare

(1)	 Der Benutzer ist verpflichtet, von einem Druckwerk im Sinne 
von § 2 PfliExplAblG, das er unter wesentlicher Verwendung von 
Archivgut des Gemeindearchivs verfasst oder erstellt hat, nach 
Erscheinen des Druckwerkes dem Gemeindearchiv unaufgefor-
dert ein Belegexemplar unentgeltlich abzuliefern.

(2)	 Ist dem Benutzer die unentgeltliche Ablieferung eines Beleg-
exemplars, insbesondere wegen der niedrigen Auflage oder der 
hohen Kosten des Druckwerkes, nicht zumutbar, kann er dem 
Gemeindearchiv entweder ein Exemplar des Druckwerkes zur 
Herstellung einer Vervielfältigung für einen angemessenen Zeit-
raum überlassen oder eine Entschädigung bis zur Höhe des hal-
ben Ladenpreises verlangen. Wenn ein Ladenpreis nicht besteht, 
kann der Benutzer eine Entschädigung bis zur Höhe der halben 
Herstellungskosten des Belegexemplars verlangen. § 8 Absatz 9 
LArchG gilt entsprechend.

(3)	 Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Veröffentlichungen 
des Benutzers in Sammelwerken oder Zeitschriften sowie für 
Schriftwerke, die nicht veröffentlicht sind.

(4)	 Beruht das Druckwerk oder nicht veröffentlichte Schriftwerk 
nur zum Teil auf der Verwendung von Archivgut des Gemeinde-
archivs, hat der Benutzer die Drucklegung mit den genauen bi-
bliographischen Angaben anzuzeigen und dem Gemeindearchiv 
eine Vervielfältigung der entsprechenden Seiten zu überlassen. 

(5)	 Ohne Zustimmung des Benutzers dürfen nichtveröffentlichte 
Schriftwerke vom Gemeindearchiv nur zur Erschließung von 
Archivgut verwendet werden; anderen Personen darf keine Ein-
sicht in nichtveröffentlichte Schriftwerke gewährt werden. 
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Wahlgang gewählt. 
(2)	 Die Stellvertretung beschränkt sich auf die Fälle der Verhinde-

rung des Bürgermeisters.
(3)	 Sind alle bestellten Stellvertreter vorzeitig ausgeschieden oder 

sind im Fall der Verhinderung des Bürgermeisters auch alle 
Stellvertreter verhindert, hat der Gemeinderat unverzüglich ei-
nen oder mehrere Stellvertreter neu oder für die Dauer der Ver-
hinderung zusätzlich zu bestellen; § 37 Absatz 4 Satz 2 GemO 
bleibt unberührt. Bis zu dieser Bestellung nimmt das an Lebens-
jahren älteste, nicht verhinderte Mitglied des Gemeinderats, die 
Aufgaben des Stellvertreters des Bürgermeisters wahr.

(4)	 Bei tatsächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Bürgermeis-
ters führt der Stellvertreter des Bürgermeisters den Vorsitz im 
Gemeinderat oder seinen Ausschüssen.

III. Fraktionen und Gruppierungen

§ 4 
Bildung von Fraktionen

(1)	 Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens drei Gemeinderä-
ten, die der gleichen Partei oder Wählervereinigung angehören. 

(2)	 Fraktionslose Gemeinderäte, die einem anderen Wahlvorschlag 
(Liste) angehören, können sich einer Fraktion als ständige Gäste 
anschließen. Diese Gäste zählen bei der Feststellung der Zahl der 
Mitglieder einer Fraktion mit.

(3)	 Die Bezeichnung einer Fraktion, der Name ihres Vorsitzenden, 
eines Stellvertreters sowie die Namen ihrer Mitglieder und stän-
digen Gäste werden dem Bürgermeister schriftlich oder elektro-
nisch mitgeteilt. Die Auflösung einer Fraktion ist ebenfalls dem 
Bürgermeister mitzuteilen.

(4)	 Mitglieder einer Fraktion werden als zur Fraktion zugehörig ge-
führt.

(5)	 Die Reihenfolge der Fraktionen richtet sich nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und ständigen Gäste. Bei gleicher Stärke entscheidet 
über die Reihenfolge die höhere Gesamtstimmenzahl des ent-
sprechenden Wahlvorschlags (Liste) bei der Gemeinderatswahl.

§ 5 
Bildung von Gruppierungen

(1)	 Gruppierungen sind Vereinigungen von mindestens zwei Ge-
meinderäten, die der gleichen Partei oder Wählervereinigung an-
gehören. 

(2)	 Die Bezeichnung einer Gruppierung, ihres Vorsitzenden, eines 
Stellvertreters sowie die Namen ihrer Mitglieder werden dem 
Bürgermeister schriftlich oder elektronisch mitgeteilt. Die Auf-
lösung einer Gruppierung ist ebenfalls dem Bürgermeister mit-
zuteilen.

(3)	 Mitglieder einer Gruppierung werden als zur Gruppierung zu-
gehörig geführt.

§ 6 
Innere Ordnung der Fraktionen und Gruppierungen

(1)	 Die innere Ordnung der Fraktionen und Gruppierungen muss de-
mokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.

(2)	 Die Bestimmungen über die Pflicht zur Verschwiegenheit gelten 
für Fraktionen und Gruppierungen entsprechend.

IV. Rechte und Pflichten der Gemeinderäte und der zur 
Beratung  zugezogenen Einwohner und Sachverständigen

§ 7 
Rechtsstellung der Gemeinderäte

(1)	 Die Gemeinderäte sind ehrenamtlich tätig.
(2)	 Die Gemeinderäte entscheiden im Rahmen der Gesetze nach ih-

rer freien, nur durch das öffentliche Wohl bestimmten Überzeu-
gung. An Verpflichtungen und Aufträge, durch die diese Freiheit 
beschränkt wird, sind sie nicht gebunden.

§ 14 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

(2)	  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Archivordnung vom 18. Feb-
ruar 2015 außer Kraft.

Ausgefertigt:
Kressbronn a. B., 25. Juni 2026
gez. Daniel Enzensperger
Bürgermeister	      

Heilungshinweise
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 
oder auf Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht wor-
den ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind.

Geschäftsordnung  des Gemeinderats und seiner 
Ausschüsse der Gemeinde Kressbronn am Bodensee
Auf Grund von §§ 36 Absatz 2, 24, 33 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg, in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Juli 2000 (GBl. 2000, 581), gibt sich der Gemeinderat und seinen 
Ausschüssen mit Beschluss vom 24. Juni 2026 folgende Geschäfts-
ordnung: 

1. Teil: Allgemeine Bestimmungen

I. Konstituierung und Sitzordnung

§ 1 
Konstituierung

(1)	 Der neugewählte Gemeinderat wird vom Bürgermeister zu sei-
ner ersten Sitzung nach erfolgter Wahl einberufen. Der Gemein-
derat und seine Ausschüsse konstituieren sich mit der ersten Ge-
meinderatssitzung.

(2)	 Der Bürgermeister verpflichtet die Gemeinderäte in der ersten 
Sitzung öffentlich auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amts-
pflichten.

§ 2 
Sitzordnung

Die Gemeinderäte sitzen nach ihrer Fraktions- oder Gruppierungs-
zugehörigkeit. Kommt keine Einigung zu Stande, bestimmt der 
Bürgermeister die Sitzordnung der Fraktionen und Gruppierun-
gen. Die Sitzordnung innerhalb der Fraktionen und Gruppierun-
gen wird von deren Vertretern im Gemeinderat festgelegt. Ge-
meinderäten, die keiner Fraktion oder Gruppierung angehören, 
weist der Bürgermeister den Sitzplatz zu.

II. Stellvertreter des Bürgermeisters

§ 3 
Stellvertreter des Bürgermeisters

(1)	 Der Gemeinderat bestellt in seiner konstituierenden Sitzung aus 
seiner Mitte einen ersten und einen zweiten Stellvertreter des 
Bürgermeisters. Die Stellvertreter sollen unterschiedlichen Frak-
tionen oder Gruppierungen angehören. Die Stellvertreter werden 
in der Reihenfolge der Stellvertretung je in einem besonderen 
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Sitzung vorzeitig zu verlassen, sind der Vorsitzende und die Ge-
schäftsstelle des Gemeinderates unter Angabe des Grundes recht-
zeitig vor der Sitzung zu verständigen. Ist die rechtzeitige Verstän-
digung des Vorsitzenden und der Geschäftsstelle des Gemeinderates 
infolge unvorhergesehener Ereignisse nicht möglich, so kann sie 
nachträglich erfolgen.

§ 11 
Pflicht zur Verschwiegenheit

(1)	 Die Gemeinderäte sind zur Verschwiegenheit verpflichtet über 
alle Angelegenheiten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorge-
schrieben, besonders angeordnet oder ihrer Natur nach erfor-
derlich ist. Über alle in nichtöffentlicher Sitzung behandelten 
Angelegenheiten sind die Gemeinderäte und die zur Beratung 
zugezogenen Einwohner und Sachverständigen so lange zur 
Verschwiegenheit verpflichtet, bis sie der Bürgermeister von der 
Schweigepflicht entbindet. Dies gilt nicht für Beschlüsse, soweit 
sie vom Bürgermeister bekannt gegeben worden sind. 

(2)	 Gemeinderäte dürfen die Kenntnis von geheim zu haltenden An-
gelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Gegen dieses Verbot 
verstößt insbesondere, wer aus der Kenntnis geheim zu haltender 
Angelegenheiten für sich oder Dritte Vorteile zieht oder ziehen 
will.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten für hinzugezogene Einwohner und 
Sachverständige entsprechend.

§ 12 
Vertretungsverbot

(1)	 Die Gemeinderäte dürfen Ansprüche und Interessen eines ande-
ren gegen die Gemeinde nicht geltend machen, soweit sie nicht 
als gesetzliche Vertreter handeln. Ob die Voraussetzungen dieses 
Verbots vorliegen, entscheidet der Gemeinderat. 

(2)	 Auf die zur Beratung zugezogenen Einwohner finden die Be-
stimmungen des Absatzes 1 Anwendung, wenn die zu vertreten-
den Ansprüche oder Interessen mit der ehrenamtlichen Tätigkeit 
in Verbindung stehen. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, ent-
scheidet der Bürgermeister.

§ 13 
Ausschluss wegen Befangenheit

(1) 	Der ehrenamtlich tätige Bürger darf weder beratend noch ent-
scheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Angelegen-
heit ihm selbst oder folgenden Personen einen unmittelbaren 
Vorteil oder Nachteil bringen kann:

1. 	 dem Ehegatten oder dem Lebenspartner nach § 1 LPartG;
2. 	 einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten 

Grad Verwandten;
3. 	 einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten 

Grad Verschwägerten oder als verschwägert Geltenden, solange 
die die Schwägerschaft begründende Ehe oder Lebenspartner-
schaft nach § 1 LPartG besteht oder

4. 	 einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person.
(2) 	Dies gilt auch, wenn der Bürger, im Fall der Nummer 2 auch Ehe-

gatten, Lebenspartner nach § 1 LPartG oder Verwandte ersten 
Grades:

1. 	 gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, dem die Entscheidung 
der Angelegenheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann, es sei denn, dass nach den tatsächlichen Umstän-
den der Beschäftigung anzunehmen ist, dass sich der Bürger des-
wegen nicht in einem Interessenwiderstreit befindet;

2. 	 Gesellschafter einer Handelsgesellschaft oder Mitglied des Vor-
stands, des Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs eines 
rechtlich selbstständigen Unternehmens ist, denen die Entschei-
dung der Angelegenheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nach-
teil bringen kann, sofern er diesem Organ nicht als Vertreter oder 
auf Vorschlag der Gemeinde angehört;

§ 8 
Unterrichtungsrecht, Akteneinsichtsrecht

(1)	 Eine Fraktion oder ein Sechstel der Gemeinderäte kann in allen 
Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer Verwaltung verlangen, 
dass der Bürgermeister den Gemeinderat unterrichtet (Unter-
richtungsrecht). Ort, Zeitpunkt und Form der Unterrichtung lie-
gen im pflichtgemäßen Ermessen des Bürgermeisters.

(2)	 Ein Viertel der Gemeinderäte kann in Angelegenheiten im Sinne 
von Absatz 1 verlangen, dass dem Gemeinderat oder einem von 
ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht gewährt wird (Akten-
einsichtsrecht). Wird ein Ausschuss bestellt, müssen in diesem 
die Antragsteller vertreten sein. Abschriften, Kopien oder die 
Überlassung von Akten können nicht verlangt werden. Der Ak-
teneinsichtsausschuss muss dem Gemeinderat über das Ergebnis 
seiner Arbeit berichten. Sitzungen des Akteneinsichtsausschus-
ses sind nichtöffentlich. Die Bestimmung von Ort und Zeitpunkt 
der Akteneinsicht liegen im pflichtgemäßen Ermessen des Bür-
germeisters.

(3)	 Die Unterrichtung nach Absatz 1 und die Akteneinsicht nach Ab-
satz 2 haben innerhalb von acht Wochen zu erfolgen.

(4) 	Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei den nach § 44 Absatz 3 Satz 
3 GemO geheim zu haltenden Angelegenheiten.

§ 9 
Anfragen

(1)	 Jeder Gemeinderat kann an den Bürgermeister schriftliche, elek-
tronische oder in einer Sitzung des Gemeinderats mündliche An-
fragen über einzelne Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer 
Verwaltung stellen. 

(2) 	Schriftliche oder elektronische Anfragen müssen konkret die 
Tatsachen anführen, über die Auskunft gewünscht wird; sie 
dürfen nur eine kurze Begründung enthalten. Anfragen dürfen 
nicht mit allgemeinen politischen Erklärungen ohne Bezug zur 
Anfrage verbunden werden. Anfragen, die diesen Vorschriften 
nicht entsprechen, kann der Bürgermeister zurückweisen.

(3) 	Schriftliche oder elektronische Anfragen sind, sofern es der Ge-
genstand der Frage zulässt, innerhalb von vier Wochen zu beant-
worten. Schriftliche oder elektronische Anfragen können auch 
am Ende einer Sitzung des Gemeinderats vom Bürgermeister 
oder einem Gemeindebediensteten mündlich beantwortet wer-
den.

(4) 	Mündliche Anfragen in einer Sitzung des Gemeinderats, die mit 
keinem Punkt der Tagesordnung in Verbindung stehen, sind erst 
nach Erledigung der Tagesordnung unter „Verschiedenes“ zuläs-
sig. Die Anzahl der mündlichen Anfragen in einer Sitzung des 
Gemeinderats ist auf zwei Anfragen je Gemeinderat und zusätz-
lich drei Anfragen je Fraktion begrenzt. Der Fragesteller ist be-
rechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen zu stellen. Zusatzfragen müs-
sen im unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen. 
Die Anfragen müssen kurz gefasst sein und eine kurze Beant-
wortung ermöglichen. Können mündliche Anfragen nicht sofort 
beantwortet werden, teilt der Bürgermeister Zeit und Form der 
Beantwortung mit. Eine Aussprache über mündliche Anfragen 
findet nicht statt. Für Anfragen und Antworten, die wegen des 
öffentlichen Wohls oder wegen berechtigter Interessen Einzelner 
im Sinne des § 35 Absatz 1 Satz 2 GemO nicht für die Öffentlich-
keit bestimmt sind, ist eine die Verschwiegenheit gewährleistete 
Form zu wahren. Insbesondere sind mündliche Anfragen nicht-
öffentlicher Art in nichtöffentlicher Sitzung zu stellen.

(5) 	Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht bei den nach § 44 Absatz 3 Satz 
3 GemO geheim zu haltenden Angelegenheiten.

§ 10  
Amtsführung der Gemeinderäte

Die Gemeinderäte und die zur Beratung zugezogenen Einwohner 
müssen ihre Tätigkeit uneigennützig und verantwortungsbewusst 
ausüben. Sie sind verpflichtet, an den Sitzungen des Gemeinderats 
teilzunehmen. Bei Verhinderung oder wenn es erforderlich ist, die 
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Vorsitzende dem Fragenden den Zeitpunkt der Stellungnahme 
rechtzeitig mit. Widerspricht der Fragende nicht, kann die Ant-
wort auch schriftlich oder elektronisch gegeben werden. Der 
Vorsitzende kann unter den Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 
Satz 2 GemO von einer Stellungnahme absehen, insbesondere in 
Personal-, Grundstücks-, Sozialhilfe- und Abgabensachen sowie 
in Angelegenheiten aus dem Bereich der Sicherheits- und Ord-
nungsverwaltung.

§ 16 
Anhörung

(1)	 Der Gemeinderat kann betroffenen Personen und Personengrup-
pen, die von einer gemeindlichen Maßnahme in eigenen Rechten 
berührt sind, Gelegenheit geben, ihre Auffassung im Gemeinde-
rat vorzutragen (Anhörung). Über die Anhörung im Einzelfall 
entscheidet der Gemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden, einer 
Fraktion oder eines Sechstels der Mitglieder des Gemeinderats.

(2)	 Die Anhörung ist öffentlich. Unter den Voraussetzungen des § 
35 Absatz 1 Satz 2 GemO kann die Anhörung nichtöffentlich 
durchgeführt werden. Der Gemeinderat kann die Anhörung auch 
in Angelegenheiten, für die er zuständig ist, einem Ausschuss 
übertragen.

(3)	 Die Anhörung findet vor Beginn einer Sitzung des Gemeinderats 
oder innerhalb einer Sitzung vor Beginn der Beratung über die 
betreffende Angelegenheit statt. Der Vortrag der Anzuhörenden 
darf zehn Minuten nicht überschreiten. 

(4)	 Ergibt sich im Laufe der Beratungen des Gemeinderats eine neue 
Sachlage, kann der Gemeinderat eine erneute Anhörung be-
schließen. Die Beratung soll zuvor unterbrochen werden.

§ 17 
Verhandlungsgegenstände

(1)	 Der Gemeinderat verhandelt über Vorlagen des Bürgermeisters, 
der Ausschüsse und über gestellte Anträge der Fraktionen und 
Gemeinderäte.

(2)	 Ein durch Beschluss des Gemeinderats erledigter Verhandlungs-
gegenstand wird erst erneut behandelt, wenn neue Tatsachen 
oder neue wesentliche Gesichtspunkte dies rechtfertigen. Diese 
Einschränkung gilt nicht für Vorlagen des Bürgermeisters. 

§ 18 
Einberufung

  (1)	 Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat schriftlich oder 
elektronisch mit angemessener Frist ein und teilt rechtzeitig, in 
der Regel mindestens sieben Tage vor dem Sitzungstag, die Ver-
handlungsgegenstände mit. 

(2)	 Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage 
erfordert; er soll jedoch mindestens einmal im Monat einberu-
fen werden. Dies gilt nicht für den Monat August. Zeit, Ort und 
Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen sind rechtzeitig ortsüb-
lich bekannt zu geben.

(3)	 Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn es ein 
Viertel der Gemeinderäte unter Angabe des Verhandlungs-
gegenstands schriftlich oder elektronisch beantragt. Der Ver-
handlungsgegenstand, über den beraten und gegebenenfalls 
entschieden werden soll, muss konkret angegeben werden. Der 
Verhandlungsgegenstand muss zum Aufgabengebiet des Ge-
meinderats gehören.

(4)	 In Notfällen kann der Gemeinderat ohne Frist, formlos (münd-
lich, fernmündlich oder durch Boten) und nur unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände einberufen werden. Absatz 2 Satz 3 
findet keine Anwendung.

§ 19 
Tagesordnung

(1)	 Der Bürgermeister stellt die Tagesordnung für die Sitzungen auf.
(2)	 Die Tagesordnung enthält Angaben über Beginn und Ort der Sit-

zung sowie die zur Beratung vorgesehenen Verhandlungsgegen-

3.	 Mitglied eines Organs einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts ist, der die Entscheidung der Angelegenheit einen unmit-
telbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann und die nicht Ge-
bietskörperschaft ist, sofern er diesem Organ nicht als Vertreter 
oder auf Vorschlag der Gemeinde angehört oder

4. 	 in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.

(3) 	Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Entscheidung nur die 
gemeinsamen Interessen einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe 
berührt. Sie gelten ferner nicht für Wahlen zu einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit.

(4) 	Der ehrenamtlich tätige Bürger, bei dem ein Tatbestand vorliegt, 
der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies vor Beginn der 
Beratung über diesen Gegenstand dem Vorsitzenden, sonst dem 
Bürgermeister mitzuteilen. Ob ein Ausschließungsgrund vor-
liegt, entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit des Betroffe-
nen bei Gemeinderäten und bei Ehrenbeamten der Gemeinderat, 
bei Ortschaftsräten der Ortschaftsrat, bei Mitgliedern von Aus-
schüssen der Ausschuss, sonst der Bürgermeister.

(5) 	Wer an der Beratung und Entscheidung nicht mitwirken darf, 
muss in öffentlicher Sitzung den Ratstisch, in nichtöffentlicher 
Sitzung den Saal verlassen.

2. Teil: Besondere Bestimmungen für Sitzungen

I. Formelle Anforderungen an Gemeinderatssitzungen

§ 14 
Öffentlichkeitsgrundsatz

(1)	 Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich. Nichtöffentlich 
darf nur verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen einzelner erfordern; über Gegenstände, 
bei denen diese Voraussetzungen vorliegen, muss nichtöffentlich 
verhandelt werden. Über Anträge aus der Mitte des Gemeinde-
rats, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung 
in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(2)	 Zu den öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats hat jedermann 
Zutritt.

(3)	 In nichtöffentlicher Sitzung nach Absatz 1 gefasste Beschlüsse 
sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, wenn dies 
ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung im Wortlaut 
bekannt zu geben, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berech-
tigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

(4)	 Der Vorsitzende kann Gemeindebediensteten, Auszubildenden 
oder Praktikanten der Gemeinde die Teilnahme an nichtöffent-
lichen Gemeinderatssitzungen gestatten.

§ 15 
Einwohnerfragestunde

(1)	 Einwohner und die ihnen gleichgestellten Personen und Perso-
nenvereinigungen nach § 10 Absatz 3 und 4 GemO können bei 
öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats Fragen zu Gemeinde-
angelegenheiten stellen oder Anregungen und Vorschläge unter-
breiten, soweit sie nicht die aktuelle Tagesordnung des Gemein-
derats betreffen (Einwohnerfragestunde).

(2) 	Die Einwohnerfragestunde findet in der Regel in jeder öffentli-
chen Sitzung statt. Es wird angestrebt, eine Dauer von 15 Minu-
ten nicht zu überschreiten.

(3) 	Jeder Frageberechtigte im Sinne des Absatzes 1 darf in einer Fra-
gestunde zu nicht mehr als zwei Angelegenheiten Fragen stellen. 
Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen kurz gefasst sein 
und sollen die Dauer von drei Minuten nicht überschreiten.

(4) 	Zu den gestellten Fragen, Anregungen und Vorschlägen nimmt 
der Vorsitzende Stellung. Kann zu einer Frage nicht sofort Stel-
lung genommen werden, so wird die Stellungnahme in der fol-
genden Fragestunde abgegeben. Ist dies nicht möglich, teilt der 
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für die Fraktionserklärungen. Auf Wunsch wird vorab den Frak-
tionen für Fraktionserklärungen das Wort erteilt. Die Reihen-
folge der Erklärungen bestimmt sich nach der Mitgliederzahl 
der Fraktionen, bei gleicher Mitgliederzahl nach dem Stimmen-
ergebnis der letzten Gemeinderatswahl.

(2)	 Außer der Reihe wird das Wort erteilt zur Stellung von Anträgen 
zur Geschäftsordnung und zu persönlichen Erklärungen.

(3)	 Kurze Zwischenfragen an den jeweiligen Redner sind mit dessen 
und der Zustimmung des Vorsitzenden zulässig.

(5)	 Wortmeldungen werden durch Handzeichen (Heben einer Hand) 
angezeigt.

(5)	 Der Vorsitzende kann nach jedem Redner das Wort ergreifen; er 
kann ebenso dem Vortragenden oder zugezogenen sachkundigen 
Einwohner sowie Sachverständigen jederzeit das Wort erteilen 
oder sie zur Stellungnahme auffordern.

(5)	 Ein Redner darf nur vom Vorsitzenden und nur zur Wahrneh-
mung seiner Befugnisse unterbrochen werden. 

§ 25 
Persönliche Erklärungen

(1)	 Zu einer kurzen persönlichen Erklärung erhält das Wort:
1. 	 jedes Mitglied des Gemeinderats, um seine Stimmabgabe zu be-

gründen. Die Erklärung kann nur unmittelbar vor oder nach der 
Abstimmung abgegeben werden;

2. 	 wer einen während der Verhandlung gegen ihn erhobenen Vor-
wurf abwehren oder wer eigene Ausführungen oder deren un-
richtige Wiedergabe durch andere Redner richtig stellen will. 

Der Vorsitzende kann die persönliche Erklärung eines Mitglieds des 
Gemeinderats nach Satz 1 Nr. 2 auf den Schluss der Aussprache 
verschieben. 

(2) 	Persönliche Erklärungen sind durch Handzeichen (Heben einer 
Hand) und dem Ausruf „Persönliche Erklärung“ anzuzeigen. 
Persönliche Erklärungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 sind auf eine 
Redezeit von zwei Minuten beschränkt.

(3)	 Eine Aussprache über persönliche Erklärungen findet nicht statt.

§ 26 
Sachantrag

(1)	 Jedes Mitglied des Gemeinderats, eine Fraktion oder Gruppie-
rung kann einen Antrag zu einem Verhandlungsgegenstand der 
Tagesordnung (Sachantrag) vor Abschluss der Beratung über 
diesen Verhandlungsgegenstand stellen. Ein Sachantrag muss 
mit einem Beschlussvorschlag eingeleitet und anschließend kurz 
begründet werden. Der Vorsitzende kann verlangen, dass ein 
Sachantrag schriftlich oder elektronisch abgefasst wird. 

(2)	 Ein Sachantrag, dessen Annahme finanzielle Auswirkungen für 
die Gemeinde hat, soll einen Finanzierungsvorschlag enthalten. 

§ 27 
Verhandlungsantrag

(1)	 Auf Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Gemeinderäte 
ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens 
der übernächsten Sitzung des Gemeinderats zu setzen (Verhand-
lungsantrag). Ein Verhandlungsantrag kann nur schriftlich oder 
elektronisch gestellt werden. Der Verhandlungsgegenstand, über 
den beraten und gegebenenfalls entschieden werden soll, muss 
konkret angegeben werden. Soll ein Beschluss des Gemeinderats 
gefasst werden, soll der Verhandlungsantrag einen Beschlussvor-
schlag mit Begründung enthalten. Der Verhandlungsgegenstand 
muss zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören. 

(2)	 Der Gemeinderat kann den auf dem Verhandlungsantrag be-
ruhenden Verhandlungsgegenstand durch mehrheitlichen Be-
schluss absetzen.

(3)	 Absatz 1 Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits behandelt hat.

stände, unterschieden nach solchen, über die in öffentlicher und 
solchen, über die in nichtöffentlicher Sitzung zu verhandeln ist.

(3) 	Der Bürgermeister kann in dringenden Fällen durch schriftlich 
oder elektronisch auszugebende Nachträge die Tagesordnung 
erweitern. Er ist berechtigt, Verhandlungsgegenstände bis zum 
Beginn der Sitzung unter Angabe des Grundes von der Tagesord-
nung abzusetzen. Dies gilt nicht für Verhandlungsanträge gemäß 
§ 27.

§ 20 
Beratungsunterlagen

Der Einberufung des Gemeinderats fügt der Bürgermeister die für 
die Verhandlung erforderlichen Unterlagen schriftlich oder elek-
tronisch bei, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner entgegenstehen. Die Vorlagen sollen mög-
lichst umfassend die Sach- und Rechtslage darstellen und einen 
Beschlussvorschlag (Beschlussantrag) enthalten.

§ 21 
Verhandlungsfähigkeit und Verhandlungsleitung

(1)	 Der Gemeinderat kann nur in einer ordnungsgemäß einberufe-
nen und geleiteten Sitzung beraten und beschließen.

(2) 	Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Verhandlungen 
des Gemeinderats. Die Sitzung wird geschlossen, wenn sämtli-
che Verhandlungsgegenstände erledigt sind oder wenn die Sit-
zung wegen Beschlussunfähigkeit des Gemeinderats oder aus 
anderen dringenden Gründen vorzeitig abgebrochen werden 
muss.

§ 22 
Beratung und Verhandlungsablauf

(1)	 Die Verhandlungsgegenstände werden in der Reihenfolge der Ta-
gesordnung beraten, sofern der Gemeinderat im Einzelfall nichts 
anderes beschließt. Der Vorsitzende kann Verhandlungsgegen-
stände vorziehen oder zurückstellen.

(2)	 Die nachträgliche Aufnahme von Gegenständen in die Tagesord-
nung für die öffentliche Sitzung ist während der Sitzung nicht 
möglich. In nichtöffentlichen Sitzungen kann ein Verhandlungs-
gegenstand nur dann auf die Tagesordnung genommen werden, 
wenn alle Mitglieder anwesend sind und kein Mitglied wider-
spricht. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Notfälle.

(3)	 Die Beratung ist beendet, wenn keine Wortmeldungen mehr vor-
liegen.

(4)	 Der Vorsitzende kann die Sitzung zu jedem Zeitpunkt unterbre-
chen. 

§ 23 
Vortrag, beratende Mitwirkung im Gemeinderat

(1)	 Den Vortrag im Gemeinderat hält der Vorsitzende. Er kann den 
Vortrag einem Bediensteten der Gemeinde, Sachverständigen 
oder anderen Personen übertragen.

(2)	 Der Vorsitzende kann sachkundige Einwohner und Sachverstän-
dige zu den Beratungen einzelner Angelegenheiten hinzuziehen. 
Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzungen.

(3)	 Der Vorsitzende kann, auf Verlangen des Gemeinderats muss er, 
Bedienstete der Gemeinde zu sachverständigen Auskünften hin-
zuziehen.

II. Rede- und Antragsordnung

§ 24 
Redeordnung

(1)	 Der Vorsitzende eröffnet die Beratung nach dem Vortrag. Nach 
dem Vortrag erteilt der Vorsitzende den Gemeinderäten in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort. Bei gleichzeitiger 
Wortmeldung bestimmt er die Reihenfolge. Der einzelne Wort-
beitrag soll nicht länger als fünf Minuten dauern, dies gilt nicht 



Nummer 27	 Die kleine Seepost	 Seite 24

III. Beschlussfassung, Abstimmungen und Wahlen

§ 29 
Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit

(1)	 Im Anschluss an die Beratung wird über die vorliegenden Sach-
anträge ein Beschluss gefasst. Der Gemeinderat beschließt durch 
Abstimmungen und Wahlen.

(2)	 Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
aller Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(3) 	Bei Befangenheit von mehr als der Hälfte aller Mitglieder ist der 
Gemeinderat beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller 
Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(4)	 Ist der Gemeinderat wegen Abwesenheit oder Befangenheit von 
Mitgliedern nicht beschlussfähig, muss eine zweite Sitzung statt-
finden, in der er beschlussfähig ist, wenn mindestens drei Mit-
glieder anwesend und stimmberechtigt sind; bei der Einberufung 
der zweiten Sitzung ist hierauf hinzuweisen. Die zweite Sitzung 
entfällt, wenn weniger als drei Mitglieder stimmberechtigt sind.

(5)	 Ist keine Beschlussfähigkeit des Gemeinderats gegeben, ent-
scheidet der Bürgermeister an Stelle des Gemeinderats nach 
Anhörung der nicht befangenen Gemeinderäte. Ist auch der 
Bürgermeister befangen, findet § 124 GemO entsprechende An-
wendung; dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied für die Entscheidung zum Stellvertreter des 
Bürgermeisters bestellt.

(6)	 Bei der Berechnung der Hälfte bzw. des Viertels aller Mitglieder 
nach den Absätzen 2 und 3 ist von der Zahl der tatsächlich be-
setzten Sitze auszugehen. Diese Zahl ergibt sich dadurch, dass 
von den gesetzlichen Mitgliedern bzw. der Zahl der in der Haupt-
satzung festgelegten Mitglieder zuzüglich des Bürgermeisters 
die Zahl der bei der Wahl nicht besetzten Sitze sowie die Zahl 
der Sitze, die nach Ausscheiden eines Gemeinderats durch Nach-
rücken nicht mehr besetzt werden können, abgezogen wird.

(7)	 Der Vorsitzende hat sich vor der Beschlussfassung über jeden 
Verhandlungsgegenstand zu überzeugen, ob der Gemeinderat 
beschlussfähig ist.

§ 30 
Abstimmungen

(1)	 Der Gemeinderat stimmt in der Regel offen ab. Abstimmungen 
erfolgen durch Handzeichen (Heben einer Hand). Bestehen über 
das Ergebnis der Abstimmung Zweifel, kann der Vorsitzende die 
Abstimmung wiederholen lassen, durch Erheben von den Sitz-
plätzen oder durch Namensaufruf nach einer von ihm bestimm-
ten Reihenfolge vornehmen. Der Vorsitzende stellt die Zahl der 
Zustimmungen, der Ablehnungen und der Stimmenthaltungen 
fest. Ist einem Antrag nicht widersprochen worden und besteht 
im Gemeinderat Einigkeit, kann er dessen Annahme ohne förm-
liche Abstimmung feststellen. 

(2)	 Anträge sind möglichst positiv und so zu formulieren, dass sie 
als Ganzes angenommen oder abgelehnt werden können. Wird 
ein Antrag in eine Frage gekleidet, ist sie so zu stellen, dass sie 
mit Ja oder Nein beantwortet werden kann. Bei Geschäftsord-
nungsanträgen wird über diejenigen, die der sachlichen Wei-
terbehandlung am meisten entgegenstehen, zuerst abgestimmt. 
Über Sachanträge (Änderungs- und Ergänzungsanträge zur Sa-
che) wird vor dem Hauptantrag abgestimmt. Als Hauptantrag 
gilt der Antrag des Vortragenden oder eines Ausschusses. Liegen 
mehrere Sachanträge zu der gleichen Sache vor, so wird jeweils 
über denjenigen zunächst abgestimmt, der am weitesten vom 
Hauptantrag abweicht.

(3)	 Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimm-
enthaltungen werden bei der Ermittlung der Mehrheit nicht be-
rücksichtigt. Der Bürgermeister hat Stimmrecht; bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(4)	 Der Gemeinderat kann auf Antrag beschließen, dass ausnahms-
weise geheim mit Stimmzetteln abgestimmt wird. 

§ 28 
Antrag zur Geschäftsordnung

(1)	 Ein Antrag zur Geschäftsordnung kann jederzeit mit Bezug auf 
einen bestimmten Verhandlungsgegenstand bis zum Schluss der 
Beratung über den Verhandlungsgegenstand gestellt werden. 
Ein Antrag zur Geschäftsordnung unterbricht die Sachberatung. 
Über einen Antrag zur Geschäftsordnung ist vor Sachanträgen 
zu verhandeln und abzustimmen.

(2)	 Ein Antrag zur Geschäftsordnung wird durch Handzeichen 
(Heben einer Hand) und dem Ausruf „Antrag zur Geschäftsord-
nung“ angezeigt. Er soll, nachdem der Vorsitzende das Wort er-
teilt hat, mit einem Beschlussvorschlag eingeleitet werden. Der 
Antrag zur Geschäftsordnung kann begründet werden. Die Be-
gründung muss sich auf den Antrag beziehen und darf nicht all-
gemeiner Art sein. Die Redezeit zur Begründung eines Antrags 
zur Geschäftsordnung beträgt maximal zwei Minuten. 

(3)	 Ein Antrag zur Geschäftsordnung ist insbesondere:
1.  	der Antrag auf Schluss der Debatte (Schlussantrag);
2. 	 der Antrag, die Rednerliste zu schließen;
3. 	 der Antrag, den Gegenstand zu einem späteren Zeitpunkt der-

selben Sitzung erneut zu beraten;
4. 	 der Antrag, den Verhandlungsgegenstand oder die Beschlussfas-

sung zu vertagen;
5.	 der Antrag, einen nichtöffentlichen Verhandlungsgegenstand in 

öffentlicher oder einen öffentlichen Verhandlungsgegenstand in 
nichtöffentlicher Sitzung zu beraten;

6. 	 der Antrag, den Verhandlungsgegenstand an einen Ausschuss zu 
verweisen;

7.	 der Antrag, die Sitzung zu unterbrechen;
8.	 der Antrag, die Sitzung zu schließen.
	 Ein Antrag zur Geschäftsordnung nach Satz 1 Nr. 5 kann nur in 

nichtöffentlicher Sitzung gestellt werden.
(4)	 Wird ein Schlussantrag angenommen, ist die Aussprache abzu-

brechen und der Beschluss zu fassen. Über einen Schlussantrag 
kann erst abgestimmt werden, wenn jede Fraktion und die keiner 
Fraktion angehörenden Gemeinderäte Gelegenheit hatten, zur 
Sache zu sprechen. 

(5)	 Wird ein Antrag auf Schluss der Rednerliste angenommenen, 
dürfen nur noch diejenigen Gemeinderäte zur Sache sprechen, 
die zum Zeitpunkt der Antragstellung auf der Rednerliste vor-
gemerkt sind. Einen Antrag auf Schluss der Rednerliste kann nur 
der Vorsitzende oder ein Mitglied des Gemeinderats stellen, das 
selbst zur Sache noch nicht gesprochen hat.

(6)	 Wird ein Antrag, den Verhandlungsgegenstand oder die Be-
schlussfassung zu vertagen angenommen, so ist die Beratung 
zum Verhandlungsgegenstand beendet und der Verhandlungs-
gegenstand vom Vorsitzenden in einer der nächsten Sitzungen 
erneut auf die Tagesordnung zu setzen.

(7)	 Wird ein Antrag, einen nichtöffentlichen Verhandlungsgegen-
stand in öffentlicher Sitzung zu beraten oder einen öffentlichen 
Verhandlungsgegenstand nichtöffentlich zu beraten angenom-
men, so ist der Verhandlungsgegenstand in einer der nächsten 
Sitzungen vom Vorsitzenden erneut auf die Tagesordnung zu set-
zen. 

(8)	 Wird ein Antrag, den Verhandlungsgegenstand an einen Aus-
schuss zu verweisen angenommen, so ist der Verhandlungsge-
genstand in einer der nächsten Sitzungen des zuständigen Aus-
schusses vom Vorsitzenden auf die Tagesordnung zu setzen.

(9)	 Wird ein Antrag, die Sitzung zu unterbrechen angenommen, so 
entscheidet der Vorsitzende über die Länge der Unterbrechung. 
Die Unterbrechung soll mindestens für fünf Minuten erfolgen.

(10)	 Wird ein Antrag, die Sitzung zu schließen angenommen, so 
hat der Vorsitzende die Sitzung zu schließen und die nicht be-
handelten Verhandlungsgegenstände auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung zu setzen.
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	 Zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit soll der Vorsitzende die 
durch Aufzählung angegebene Reihenfolge der Ordnungsmaß-
nahmen möglichst einhalten. 

(3)	 Ein Redner, der vom Verhandlungsgegenstand abweicht, wird 
vom Vorsitzenden zur Sache verwiesen.

(4)	 Ein Mitglied des Gemeinderats, das die Ordnung verletzt, sich 
ungebührlich verhält oder gegen diese Geschäftsordnung ver-
stößt, ist unter Nennung des Namens zur Ordnung zu rufen.

(5)	 Einem Redner, der die Ordnung gröblich verletzt, trotz Verweis 
zur Sache erneut vom Verhandlungsgegenstand abweicht, sich 
ungebührlich verhält oder gegen diese Geschäftsordnung ver-
stößt, kann das Wort entzogen werden. Nach der Wortentziehung 
wird dem Redner das Wort vor Erledigung des zur Beratung ste-
henden Verhandlungsgegenstandes nicht mehr erteilt.

(6)	 Gemeinderäte können bei grober Ungebühr oder bei wiederhol-
ten Verstößen gegen die Ordnung vom Vorsitzenden aus dem Be-
ratungsraum verwiesen werden (Sitzungsausschluss); mit dieser 
Anordnung ist der Verlust des Anspruchs auf die auf den Sit-
zungstag entfallende Entschädigung verbunden. Bei wiederhol-
ter grober Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ord-
nung, kann der Gemeinderat ein Mitglied für mehrere, höchstens 
jedoch für sechs Sitzungen, ausschließen. Entsprechendes gilt 
für sachkundige Einwohner und Sachverständige, die zu den Be-
ratungen hinzugezogen worden sind.

(7)	 Der Vorsitzende kann Zuhörer, die den geordneten Ablauf der 
Sitzung stören, auf die Einhaltung der Vorschriften dieser Ge-
schäftsordnung verweisen und erforderlichenfalls aus dem Sit-
zungsraum verweisen.

(8)	 Der Vorsitzende kann zur Ausübung der Ordnung oder des Haus-
rechtes die Sitzung unterbrechen.

(9)	 Über Ordnungsmaßnahmen findet keine Aussprache statt.

V. Beschlussfassung durch schriftliches oder  
elektronisches Verfahren und Offenlegung

§ 34 
Schriftliches und elektronisches Verfahren

Über Gegenstände einfacher Art kann im schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahren beschlossen werden. Der Antrag (Beschluss-
vorschlag), über den im schriftlichen oder elektronischen Verfahren 
beschlossen werden soll, wird mit Angabe der Widerspruchsfrist, die 
mindestens eine Woche betragen muss, allen Gemeinderäten entwe-
der nacheinander in einer Ausfertigung oder gleichzeitig in je gleich 
lautenden Ausfertigungen zugeleitet. Er ist angenommen, wenn kein 
Mitglied widerspricht.

§ 35 
Offenlegung

(1)	 Über Gegenstände einfacher Art kann im Wege der Offenlegung 
beschlossen werden. Die Offenlegung kann in einer Sitzung oder 
außerhalb einer solchen geschehen.

(2)	 Bei Offenlegung in einer Sitzung sind die zur Erledigung vorge-
sehenen Gegenstände in einem besonderen Abschnitt der Tages-
ordnung aufzuführen. Ein Antrag ist angenommen, wenn ihm 
während der Sitzung nicht widersprochen wird.

(3)	 Bei Offenlegung außerhalb einer Sitzung sind die Gemeinderäte 
darauf hinzuweisen, dass die Vorlage im Rathaus der Gemeinde 
Kressbronn a. B. zur Einsicht ausliegt; dabei ist eine Frist zu 
setzen, innerhalb der dem Antrag (Beschlussvorschlag) wider-
sprochen werden kann. Die Frist muss mindestens eine Woche 
betragen. Wird fristgerecht kein Widerspruch erhoben, ist der 
Antrag angenommen.

§ 31 
Wahlen

(1)	 Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es 
kann offen gewählt werden, wenn kein Mitglied des Gemeinde-
rats widerspricht. Der Bürgermeister hat Stimmrecht. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden Stimm-
berechtigten erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit bei der 
Wahl nicht erreicht, findet zwischen den beiden Bewerbern mit 
den meisten Stimmen eine Stichwahl statt, bei der die einfache 
Stimmenmehrheit entscheidet. Bei Stimmengleichheit entschei-
det das Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet im Falle 
des Satzes 4 ein zweiter Wahlgang statt, für den Satz 3 gilt. Der 
zweite Wahlgang soll frühestens eine Woche nach dem ersten 
Wahlgang durchgeführt werden. Über die Ernennung und Ein-
stellung von Gemeindebediensteten ist durch Wahl Beschluss zu 
fassen; das Gleiche gilt für die nicht nur vorübergehende Über-
tragung einer höher bewerteten Tätigkeit bei Beschäftigten.

(2)	 Die Stimmzettel sind vom Vorsitzenden bereitzuhalten. Sie wer-
den verdeckt oder gefaltet abgegeben. Der Vorsitzende ermittelt 
unter Mithilfe eines vom Gemeinderat bestellten Mitglieds oder 
eines Gemeindebediensteten das Wahlergebnis und gibt es dem 
Gemeinderat bekannt.

(3)	 Ist das Los zu ziehen, so hat der Gemeinderat hierfür ein Mit-
glied, den Bürgermeister oder einen Gemeindebediensteten zu 
bestimmen. Der Vorsitzende oder in seinem Auftrag ein Ge-
meindebediensteter stellt in Abwesenheit der zur Losziehung be-
stimmten Person die Lose her. Der Hergang der Losziehung ist in 
die Niederschrift aufzunehmen.

IV. Sitzungsordnung

§ 32 
Allgemeine Verhaltensregeln

(1)	 Während einer Sitzung haben Personen, die dem Gemeinderat 
nicht angehören oder vom Vorsitzenden nicht zur Beratung hin-
zugezogen worden sind, keinen Zutritt zum Ratstisch und unmit-
telbaren Sitzungsbereich. Zuhörer dürfen sich nur im Besucher-
bereich aufhalten.

(2)	 Während einer Sitzung darf nur das Wort ergreifen, wem der 
Vorsitzende das Wort erteilt hat. Sonstige laute Äußerungen sind 
unzulässig.

(3)	 Zeichen des Beifalls und der Missbilligung, insbesondere zur 
Bekundung von Zustimmung oder Ablehnung zu einem sach-
lichen Wortbeitrag, sind während einer Sitzung grundsätzlich 
nicht zulässig. Ausgenommen ist Beifall, der vom Vorsitzenden 
oder einem Mitglied des Gemeinderats durch ausdrückliches Lo-
ben einer oder mehrerer Personen angeregt wird. 

(4)	 Im Sitzungssaal, im Beratungsbereich wie auch im Besucherbe-
reich, ist das Rauchen verboten.

(5)	 Während einer Sitzung sind Bildaufnahmen nur mit Zustim-
mung des Vorsitzenden, Tonaufnahmen nur mit Zustimmung des 
Gemeinderates gestattet.

(6)	 Mobiltelefone und andere Empfangsgeräte sind während einer 
Sitzung auszuschalten oder lautlos zu stellen.

(7)	 Das Mitbringen von Tieren in den Sitzungssaal ist untersagt.

§ 33 
Handhabung der Ordnung und Hausrecht

(1)	 Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht 
aus. 

(2)	 Dem Vorsitzenden stehen zur Ausübung der Ordnung insbeson-
dere folgende Ordnungsmaßnahmen zur Verfügung:

1.	 Verweis zur Sache;
2.	 Ordnungsruf (Rüge);
3.	 Wortentziehung;
4.	 Sitzungsausschluss eines Gemeinderats.
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2. 	 Sitzungen der beschließenden Ausschüsse, die der Vorberatung 
von Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vor-
behalten ist, dienen, und Sitzungen der beratenden Ausschüsse 
sind in der Regel nichtöffentlich;

3. 	 wird ein beschließender Ausschuss wegen Befangenheit be-
schlussunfähig, entscheidet an seiner Stelle der Gemeinderat. 
Wird ein beratender Ausschuss aus demselben Grund beschluss-
unfähig, entscheidet der Gemeinderat;

4.	 Mitgliedern des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht ange-
hören, werden Zeit, Ort, Tagesordnung und Beratungsunterlagen 
der Ausschusssitzungen elektronisch zur Verfügung gestellt;

5. 	 die an der Teilnahme einer Sitzung verhinderten Mitglieder von 
Ausschüssen haben die Geschäftsstelle des Gemeinderats oder 
den Bürgermeister rechtzeitig zu verständigen. Die Geschäfts-
stelle des Gemeinderats sorgt dafür, dass der nächste Stellvertre-
ter des Ausschussmitglieds informiert und zur Sitzung geladen 
wird. 

4. Teil: Schlussbestimmungen

§ 41 
Auslegung der Geschäftsordnung

(1)	 Die Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall obliegt dem 
Vorsitzenden des Gemeinderats.

(2)	 Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Aus-
legung der Geschäftsordnung kann der Gemeinderat nur auf 
Grund eines von einer Fraktion oder einem Sechstel der Gemein-
deräte eingebrachten Antrags beschließen.

§ 42 
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Einzelne Abweichungen von der Geschäftsordnung kann der Ge-
meinderat beschließen. 

§ 43 
Änderungen der Geschäftsordnung

Änderungen der Geschäftsordnung kann der Gemeinderat auf 
schriftlichen oder elektronischen Antrag einer Fraktion, eines Sechs-
tels der Gemeinderäte oder des Bürgermeisters beschließen. Ein An-
trag zur Änderung der Geschäftsordnung kann frühestens in der 
nächsten Gemeinderatssitzung behandelt werden. 

§ 44  
Inkrafttreten

(1)	 Diese Geschäftsordnung tritt mit Beschluss des Gemeinderats in 
Kraft.

(2)	 Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Geschäftsordnung des Gemein-
derats vom 22. März 2017 außer Kraft. 

Ausgefertigt:
Kressbronn a. B., 25. Juni 2026
gez. Daniel Enzensperger
Bürgermeister

Heilungshinweise
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 
oder auf Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht wor-
den ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind.

VI. Niederschrift

§ 36 
Inhalt der Niederschrift

(1)	 Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Gemeinde-
rats ist eine Niederschrift zu fertigen; sie muss insbesondere Tag, 
Ort, Beginn und Ende der Sitzung, den Namen des Vorsitzenden, 
die Zahl der anwesenden und die Namen der abwesenden Ge-
meinderäte mit dem Vermerk entschuldigt oder unentschuldigt, 
die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, die Abstim-
mungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse 
enthalten. Der Vorsitzende und jedes Mitglied können im Ein-
zelfall verlangen, dass ihre Erklärung oder Abstimmung in der 
Niederschrift festgehalten wird.

(2)	 In der Niederschrift sollen mindestens die wesentlichen Wortbei-
träge festgehalten werden. Anträge, Wahl- und Abstimmungs-
ergebnisse und das Abstimmungsverhalten müssen festgehalten 
sein.

(3)	 Bei Beschlussfassung im schriftlichen oder elektronischen Ver-
fahren oder im Verfahren der Offenlegung gilt Absatz 1 entspre-
chend.

§ 37 
Führung der Niederschrift

(1)	 Die Niederschrift wird vom Schriftführer geführt. Sofern der 
Bürgermeister keinen besonderen Schriftführer bestellt, ist er 
Schriftführer.

(2)	 Die Niederschriften über öffentliche und über nichtöffentliche 
Sitzungen sind getrennt zu führen.

§ 38 
Anerkennung der Niederschrift

(1)	 Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, mindestens zwei Ge-
meinderäten die an der Sitzung teilgenommen haben und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen. Ist kein besonderer Schriftfüh-
rer bestellt, so unterzeichnet der Bürgermeister als Vorsitzender 
und Schriftführer.

(2) 	Die Niederschrift ist innerhalb eines Monats, spätestens in der 
nächsten regulären Sitzung, zur Kenntnis des Gemeinderats zu 
bringen. Die Niederschrift zur öffentlichen Sitzung soll den Ge-
meinderäten vorab elektronisch zur Verfügung gestellt werden.

(3)	 Über gegen die Niederschrift eingebrachte Einwendungen ent-
scheidet der Gemeinderat. Einwendungen gegen die Nieder-
schrift dürfen nicht in das Protokoll eingetragen werden, sondern 
müssen schriftlich oder elektronisch erhoben werden.

§ 39 
Einsichtnahme in die Niederschrift, Mehrfertigungen

(1)	 Die Gemeinderäte können jederzeit in die Niederschrift über die 
öffentlichen und über die nichtöffentlichen Sitzungen Einsicht 
nehmen.

(2)	 Den Einwohnern ist nur die Einsichtnahme in die Niederschrift 
über die öffentlichen Sitzungen gestattet.

(3)	 Mehrfertigungen zu nichtöffentlichen Sitzungen oder einzelnen 
Tagesordnungspunkten nichtöffentlicher Sitzungen dürfen nicht 
ausgehändigt werden und nur für den Verwaltungsgebrauch an-
gefertigt werden.

3. Teil: Geschäftsordnung der Ausschüsse

§ 40 
Anwendung der Geschäftsordnung des Gemeinderats

Die Geschäftsordnung des Gemeinderats findet auf die beschließen-
den und beratenden Ausschüsse mit folgender Maßgabe Anwendung:
1. 	 Vorsitzender der Ausschüsse ist der Bürgermeister, im Verhinde-

rungsfalle sein Stellvertreter;
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(4)	 In die Ferienbetreuung können alle schulpflichtigen Kinder ab 
dem Schuleintritt bis zum Beginn der Klassenstufe 5 aufgenom-
men werden. 

(5)	 Kinder, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind, kön-
nen aufgenommen werden, wenn ihren besonderen Bedürfnissen 
innerhalb der Rahmenbedingungen der Einrichtung Rechnung 
getragen werden kann.

(6)	 Stehen weniger Plätze zur Verfügung als beantragt werden, sind 
Kinder mit Wohnsitz in Kressbronn a. B. vorranging aufzuneh-
men. Im Übrigen entscheidet der Zeitpunkt des Antragseingangs.

(7)	 Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, Änderungen in 
der Personensorge sowie Änderungen der Anschrift, der privaten 
und geschäftlichen Telefonnummer der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen, um bei plötzlicher Krankheit des Kindes oder ande-
ren Notfällen erreichbar zu sein.

(8)	 Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, in familiären 
Konfliktlagen, die sich auf das Betreuungsverhältnis auswirken 
können (z. B. bei Getrenntleben), unverzüglich selbstständig eine 
Regelung (z. B. hinsichtlich des Umgangs mit dem Kind im Ein-
richtungsbereich) herbeizuführen, sei es außergerichtlich oder 
gerichtlich und hiervon die Gemeinde, in dem für das Wohl des 
Kindes und für die weitere reibungslose Abwicklung des Betreu-
ungsverhältnisses erforderlichen Umfang, über die Konfliktlage 
und die diesbezüglich getroffenen Regelungen zu informieren.

§ 6  
Beendigung des Benutzungsverhältnisses, Ausschluss

(1)	 Das Benutzungsverhältnis endet mit Ablauf der Betreuungszeit 
oder durch Ausschluss des Kindes durch die Gemeinde.

(2)	 Eine Abmeldung von der Ferienbetreuung vor Ablauf der Betreu-
ungszeit ist nicht möglich. § 5 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3)	 Die Gemeinde kann das Benutzungsverhältnis jederzeit unter 
Angaben des Grundes schriftlich beenden (Ausschluss). Aus-
schlussgründe sind insbesondere:

1.	 die wiederholte Nichtbeachtung der in dieser Satzung aufge-
führten Pflichten der Personensorgeberechtigten oder der Benut-
zungsregeln;

2.	 ein Zahlungsrückstand der Ferienbetreuungsgebühren;
3.	 der Widerruf des SEPA-Basislastschriftmandats;
4.	 nicht ausgeräumte erhebliche Auffassungsunterschiede zwi-

schen Personensorgeberechtigen und der Einrichtung über das 
Betreuungskonzept;

5.	 die Nichtbeachtung der in § 5 Absatz 8 aufgeführten Pflichten 
der Personensorgeberechtigten, trotz eines von der Gemeinde an-
beraumten Einigungsgespräches;

6.	 den individuellen Bedürfnissen des Kindes kann auf Grund sei-
ner Entwicklung oder seinen Verhaltensweisen nicht entsprochen 
werden;

7.	 vom Kind gehen Gefahren für andere Kinder oder die Betreu-
ungskräfte aus;

8.	 ein Personensorgeberechtigter oder das zu betreuende Kind ver-
stößt gegen eine im Rahmen des Besuchs der Einrichtung oblie-
gende gesetzliche Pflicht.

	 Der Ausschluss des Kindes erfolgt durch schriftlichen oder elek-
tronischen Bescheid, er ist vorher schriftlich oder elektronisch 
anzudrohen. Im Falle der Ausschlussgründe nach Satz 2 Nr. 7 ist 
eine vorherige Androhung des Ausschlusses nicht erforderlich. 
Im Falle der Ausschlussgründe nach Satz 2 Nr. 6 und 7 kann 
das Kind auch vorübergehend ohne Einhaltung einer Frist aus-
geschlossen werden.

(4)	 Mit Beendigung des Benutzungsverhältnisses haben die Benut-
zer der Einrichtung alle noch in ihrem Besitz befindlichen Ge-
genstände der Einrichtung zurückzugeben. Bis zum Eintritt der 
Abmeldewirkung entrichtete oder entstandene Gebühren für die 
Benutzung sind zu begleichen und werden nicht zurückerstattet. 
Der Benutzer hat das Recht, die Löschung seiner personenbezo-

Satzung der Gemeinde Kressbronn am Bodensee 
über die Benutzung und die Erhebung  
von Gebühren für die Ferienbetreuung  
(Ferienbetreuungssatzung)
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 
581), sowie der §§ 2 und 13, 19 des Kommunalabgabengesetzes für 
Baden-Württemberg, in der Fassung vom 17. März 2005 (GBl. 2005, 
206), hat der Gemeinderat der Gemeinde Kressbronn a. B. am 24. 
Juni 2026 die Neufassung der Satzung über die Benutzung und die 
Erhebung von Gebühren für die Ferienbetreuung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Angebote der Gemeinde zur Betreuung 
von Kindern während der Schulferien (Ferienbetreuung). 

§ 2 
Name

Die Einrichtung trägt den Namen: „Ferienbetreuung Kressbronn a. 
B.“. Der Zusatz „am Bodensee“ kann auch abgekürzt werden.

§ 3 
Öffentliche Einrichtung

(1)	 Die Gemeinde Kressbronn a. B. betreibt die Ferienbetreuung als 
öffentliche Einrichtung.

(2)	 Die Benutzung der Ferienbetreuung steht Einwohnerinnen und 
Einwohnern der Gemeinde im Rahmen dieser Satzung und der 
Kapazität offen. Personen ohne Wohnsitz in Kressbronn a. B. 
können zur Benutzung zugelassen werden, haben aber keinen 
Anspruch auf Benutzung.

II. Benutzungsvorschriften

§ 4 
Öffnungszeiten

Die Öffnungszeiten der Ferienbetreuung werden vom Bürgermeister 
unter Berücksichtigung des Ferienplans des Landes Baden-Würt-
tembergs sowie der Bestimmung der beweglichen Ferientage durch 
die örtlichen Schulen festgelegt. 

§ 5 
Beginn des Benutzungsverhältnisses,  

Anmeldung und Aufnahme
(1)	 Das Benutzungsverhältnis beginnt mit der Aufnahme des Kin-

des in die Ferienbetreuung. Die Aufnahme erfolgt auf Antrag des 
Personensorgeberechtigten. Der Antrag muss dabei für jede Fe-
rienzeit, in der eine Betreuung in Anspruch genommen werden 
soll, mit einer Frist von mindestens sechs Wochen vor Beginn der 
Öffnungszeiten der jeweiligen Ferienbetreuung gestellt werden 
(Anmeldefrist). Der Antrag kann auch für mehrere Ferienzeiten 
eines Kalenderjahres im Voraus gestellt werden. Die Zulassung 
erfolgt durch Bescheid der Gemeinde. Die im Antrag abzugeben-
den Angaben werden durch den Bürgermeister festgelegt.

(2)	 Bei der Anmeldung des Kindes kann die Vorlage eines gültigen 
Personalausweises der Personenberechtigten verlangt werden. 
Die Ferienbetreuung darf zu diesem Zweck personenbezogene 
Daten erheben, speichern und verarbeiten. Mit der Anmeldung 
des Kindes erklären sich die Personensorgeberechtigten mit den 
Regelungen dieser Satzung und der Gebührentatbestände, in der 
jeweils geltenden Fassung, einverstanden und erteilen die Zu-
stimmung zur Erhebung, Speicherung und Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten für alle Zwecke der Ferienbetreuung. 

(3)	 Der Aufnahmeantrag kann spätestens sechs Wochen vor Beginn 
der beantragten Ferienbetreuung gebührenfrei zurückgenom-
men werden.  
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tragen die Personensorgeberechtigten Sorge dafür, dass ihr Kind 
ordnungsgemäß von der Einrichtung abgeholt wird. Sie entschei-
den durch eine schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde, 
ob das Kind allein nach Hause gehen darf. Sollte das Kind nicht 
von einem Personensorgeberechtigten bzw. einer Begleitperson 
abgeholt werden, ist eine gesonderte Benachrichtigung erforder-
lich. Leben die personensorgeberechtigten Eltern getrennt und 
hält sich das Kind mit Einwilligung des einen Elternteils oder auf 
Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem an-
deren Elternteil auf, so entscheidet allein der Elternteil, bei dem 
das Kind lebt.

(3)	 Die Aufsichtspflicht der Personensorgeberechtigten endet in der 
Regel mit der Übergabe des Kindes in den Räumen der Einrich-
tung an die Betreuungskräfte und beginnt wieder mit der Über-
nahme des Kindes in die Obhut eines Personensorgeberechtigten 
bzw. einer von diesen mit der Abholung beauftragten Person. Hat 
ein Personensorgeberechtigter schriftlich erklärt, dass sein Kind 
allein nach Hause gehen darf, beginnt die Aufsichtspflicht der 
Personensorgeberechtigten in der Regel mit der Entlassung des 
Kindes aus den Räumen der Einrichtung.

§ 11 
Regelung in Krankheitsfällen

(1)	 Für Regelungen in Krankheitsfällen, insbesondere zur Melde-
pflicht, zum Besuchsverbot bzw. bei der Wiederaufnahme des 
Kindes in die Einrichtung nach Krankheit, ist das Infektions-
schutzgesetz (IfSG) maßgebend.

(2)	 Über diese Regelungen des IfSG sind die Eltern und sonstige 
Personensorgeberechtigte zu belehren. 

(3)	 Bei unspezifischen fiebrigen Erkältungskrankheiten, Erbrechen, 
Durchfall, Fieber, ansteckenden Hauterkrankungen und ähnli-
chem sowie bei Weinerlichkeit und starker Anhänglichkeit sind 
die Kinder zu Hause zu behalten. Insbesondere sind Kinder zu 
Hause zu behalten:

1. 	 bei Fiebererkrankungen: bis sie 24 Stunden fieberfrei sind; von 
Fieber in diesem Sinne ist ab einer Körpertemperatur von 38° C 
auszugehen;

2.	 bei Magen-Darm-Erkrankungen: bis sie 48 Stunden von Erbre-
chen und Durchfall befreit sind;

3. 	 bei ansteckenden Hauterkrankungen: bis die Hauterkrankung 
so weit abgeheilt ist, dass die Ansteckungsgefahr nicht mehr be-
steht;

4.	 bei Bindehautentzündung: bis die Bindehautentzündung von 
einem Arzt begutachtet und behandelt worden ist;

5.	 bei Pedikulose (Lausbefall): bis die Pedikulose vollständig ab-
geheilt ist;

6.	 bei allen übrigen Erkrankungen: bis keine Gefahren mehr für 
andere Kinder und Betreuungskräfte von der Erkrankung des 
Kindes ausgehen.

	 Die Einrichtung kann in Zweifelsfällen ein schriftliches ärztli-
ches Attest einfordern, wenn für die Einrichtung unklar ist, ob 
eine ärztliche Behandlung stattgefunden hat bzw. die Krank-
heitserscheinungen abgeheilt sind.

(4)	 Erkrankt ein Kind während des Betreuungsaufenthaltes in der 
Einrichtung, so muss das Kind von den Personensorgeberechtig-
ten sofort abgeholt werden. 

(5)	 Erkranken mehrere Kinder in der Einrichtung an derselben Er-
krankung und bzw. oder ist von einer erheblichen Ansteckungs-
gefahr für andere Kinder und Betreuungskräfte auszugehen, so 
kann die Gemeinde: 

1.  	Kinder, die im gemeinsamen Haushalt mit einem erkrankten 
Kind leben, vom Besuch der Einrichtung bis zur vollständigen 
Abheilung der Erkrankung ausschließen;

2.  	die vorübergehende Schließung der Einrichtung anordnen.
(6)	 In besonderen Fällen werden ärztlich verordnete Medikamente, 

die eine Einnahme in der Einrichtung während der Betreuungs-

genen Daten zu verlangen, ausgenommen sind solche Daten, die 
einer gesetzlichen Aufbewahrungsfrist unterliegen.  

§ 7 
Benutzungsregeln

(1)	 Bei der Benutzung der Ferienbetreuung durch Personensorgebe-
rechtigte sind unzumutbare Störungen und Belästigungen ande-
rer Benutzer zu vermeiden. 

(2)	 Es ist insbesondere untersagt:
1. 	 Hunde oder sonstige Tiere mitzubringen oder sie als Halter bzw. 

sonstiger Verantwortlicher in der Ferienbetreuung frei herum-
laufen zu lassen;

2. 	 in störender Lautstärke Musikgeräte spielen zu lassen oder Ins-
trumente zu spielen bzw. sonstiges übermäßiges Geschrei oder 
übermäßigen Lärm zu verursachen;

3. 	 ohne vorherige Zustimmung durch die Gemeinde Waren oder 
Leistungen aller Art feilzuhalten bzw. anzubieten bzw. für die 
Lieferung von Waren sowie für Leistungen aller Art zu werben;

4. 	 sich in einem Anstoß erregenden Zustand in den Räumen der 
Ferienbetreuung aufzuhalten;

5. 	 in den Räumen der Ferienbetreuung, einschließlich der zugehöri-
gen Außenanlagen, zu rauchen.

(3)	 Weitere Benutzungsregeln können durch eine vom Bürgermeis-
ter zu erlassende Hausordnung bestimmt werden, die in den Räu-
men der Ferienbetreuung gut ersichtlich auszuhängen ist. Die 
Benutzer haben sich an die Hausordnung zu halten.

§ 8 
Aufsichtspersonal

(1)	 Das Aufsichtspersonal hat für die Aufrechterhaltung der Sicher-
heit, Ruhe und Ordnung, Reinlichkeit und die Einhaltung der 
Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Die Benutzer haben den 
Anordnungen des Personals Folge zu leisten.

(2)	 Das Aufsichtspersonal ist befugt, Personen, die sich trotz Ab-
mahnung nicht an die Bestimmungen dieser Satzung oder der 
auf Grund dieser Satzung erlassenen Hausordnung halten oder 
Anweisungen des Aufsichtspersonals nicht befolgen, aus den 
Räumen der Ferienbetreuung zu verweisen. 

(3)	 Personen, die gegen diese Satzung wiederholt verstoßen, können 
durch die Gemeinde zeitweise oder dauernd von der Benutzung 
der Ferienbetreuung ausgeschlossen werden. Bereits entrichtete 
Benutzungsgebühren werden nicht zurückerstattet.

III. Betreuung

§ 9 
Besuchsregeln, Betreuungsferien und Schließtage

(1)	 Kann ein Kind die Einrichtung wegen Krankheit oder aus sonsti-
gen Gründen nicht besuchen, ist vom Personensorgeberechtigten 
rechtzeitig die zuständige Betreuungskraft zu benachrichtigen.

(2)	 Der Besuch der Einrichtung richtet sich nach der vereinbarten 
Betreuungszeit. Eine Betreuung außerhalb der Betreuungszeit ist 
nicht möglich. 

(3)	 Insgesamt stehen der Ferienbetreuung 20 Schließtage während 
der Schulferien zu.  Darüber hinaus können sich Schließtage 
aus folgenden Anlässen ergeben: wegen Krankheit, behördlicher 
Anordnung, eines Arbeitskampfes, Fachkräftemangel, bautech-
nischer und bzw. oder betriebliche Mängel zu. Die Schließtage 
werden durch die Gemeinde festgelegt. Die Personensorgeberech-
tigten sind hiervon baldmöglichst zu unterrichten.

§ 10 
Betreuungsverantwortung

(1)	 Die Betreuungskräfte sind während der vereinbarten Betreu-
ungszeit für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich.

(2)	 Auf dem Weg zur und von der Einrichtung sind die Personen-
sorgeberechtigten für ihre Kinder verantwortlich. 	 Insbesondere 
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(3) 	Die Benutzer haften der Gemeinde für alle von ihnen verursach-
ten Beschädigungen oder Verunreinigungen der Ferienbetreu-
ung. 

(4) 	Alle Unfälle, die auf dem Weg von und zur Einrichtung eintre-
ten und eine ärztliche Behandlung zur Folge haben, sind der Ge-
meinde unverzüglich zu melden, damit die Schadensregulierung 
eingeleitet werden kann.

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne des § 142 Abs. 1 Nr. 1 GemO handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig:

1. 	 sich entgegen § 4 außerhalb der festgelegten Öffnungszeiten un-
berechtigt in der Ferienbetreuung aufhält;

2.	 entgegen § 7 Abs. 2 Hunde oder sonstige Tiere mitbringt oder sie 
als Halter bzw. sonstiger Verantwortlicher in der Ferienbetreuung 
frei herumlaufen lässt; in störender Lautstärke Musikgeräte ab-
spielt, Instrumente spielt oder sonst übermäßiges Geschrei oder 
übermäßigen Lärm verursacht; ohne vorherige Zustimmung der 
Gemeinde Waren oder Leistungen aller Art feilhält bzw. anbietet 
bzw. für die Lieferung von Waren sowie für Leistungen aller Art 
wirbt; sich in einem Anstoß erregendem Zustand in den Räumen 
der Ferienbetreuung aufhält; in den Räumen der Ferienbetreu-
ung raucht;

3.	 entgegen § 7 Abs. 3 sich nicht an die Hausordnung hält.
(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5 bis 

1.000 Euro geahndet werden.

§ 19 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt zum 1. September 2026 in Kraft.
(2)	 Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung über die Benutzung 

und die Erhebung von Gebühren für die Ferienbetreuung vom 
22. Juli 2020 außer Kraft. 

Ausgefertigt: Kressbronn a. B., 25. Juni 2026
gez. Daniel Enzenspergepr
Bürgermeister

Anlage

FERIENBETREUUNGSGEBÜHRENVERZEICHNIS

Nr. Benutzungsart Gebühr/Faktor

1000 Halbtagsbetreuung (7:00 bis 14:00 Uhr)

1100 Für das erste Kind pro Woche 120,00 €

1200 Für das zweite Kind pro Woche 60,00 €

1300 Ab dem dritten Kind pro Woche gebührenfrei

2000 Ganztagsbetreuung (7:00 bis 16:00 Uhr)

2100 Für das erste Kind pro Woche 150,00 €

2200 Für das zweite Kind pro Woche 75,00 €

2300 Ab dem dritten Kind pro Woche gebührenfrei

Heilungshinweise
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 
oder auf Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht wor-
den ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind.

zeit notwendig machen, nur nach schriftlicher Vereinbarung 
zwischen den Personensorgeberechtigten und Betreuungskräften 
verabreicht.

IV. Benutzungsgebühren

§ 12 
Erhebungsgrundsatz

(1)	 Zur teilweisen Deckung des entstehenden Aufwands werden für 
die Benutzung der Ferienbetreuung Gebühren nach dieser Sat-
zung erhoben.

(2)	 Die Gebühren sind für die aufgenommenen Kinder unabhängig 
davon zu entrichten, ob diese im Erhebungszeitraum die Ferien-
betreuung tatsächlich besucht haben oder nicht. Bei vorüberge-
hendem Fehlen (z. B. bei Krankheit) eines Kindes erfolgt keine 
Gebührenrückerstattung. 

(3) 	Die Gebühren sind auch bei vorübergehender Schließung der 
Einrichtung zu entrichten, eine Abmeldung ist nicht möglich. 
Insbesondere werden die Gebühren bei vorübergehender Schlie-
ßung wegen eines Arbeitskampfes, krankheitsbedingtem Perso-
nalmangel oder krankheitsbedingter Schließung der Einrichtung 
zum Schutz der Kinder und der Betreuungskräfte nicht erstattet. 

§ 13 
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind die gesetzlichen Vertreter des Kindes, das 
die Ferienbetreuung besucht sowie derjenige, der es zum Besuch der 
Ferienbetreuung anmeldet. Mehrere Gebührenschuldner haften als 
Gesamtschuldner.

§ 14 
Gebührenhöhe

Die Höhe der Benutzungsgebühren richtet sich nach der Anlage (Fe-
rienbetreuungsgebührenverzeichnis). Die Kosten für das Mittages-
sen sind in den Gebühren nicht enthalten, die Abrechnung erfolgt di-
rekt über die Gemeinde. Die Gemeinde bezuschusst das Mittagessen 
durch einen vom Gemeinderat festgelegten Betrag. 

§ 15 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren

Die Gebührenschuld entsteht mit der Zulassung des Kindes zur 
Ferienbetreuung und wird zur sofortigen Zahlung fällig. Die Erhe-
bung erfolgt durch Abbuchung auf Grundlage eines SEPA-Basislast-
schriftmandats. 

V. Schlussbestimmungen

§ 16 
Datenschutz

(1) 	Personenbezogene Daten, die im Zusammenhang mit der Be-
treuung des Kindes in der Einrichtung erhoben oder verwendet 
werden, unterliegen den Bestimmungen des Datenschutzes. Die 
Gemeinde gewährleistet die Einhaltung der datenschutzrechtli-
chen Vorgaben.

(2) 	Eine Datenübermittlung an Personen oder Stellen außerhalb der 
Einrichtung ist nur zulässig, wenn eine gesetzliche Übermitt-
lungsbefugnis oder eine schriftliche und zweckbestimmte Ein-
willigungserklärung der Personensorgeberechtigten vorliegt.

(3)	 Fotos von Kindern in Druckmedien oder im Internet dürfen nur 
mit der schriftlichen Einwilligung durch die Personensorgebe-
rechtigten veröffentlicht werden.

§ 17 
Haftung und Schadensfälle

(1)	 Die Gemeinde haftet für Personen-, Sach- und Vermögensschä-
den durch schadhafte Einrichtungen nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit ihrer Bediensteten. 

(2)	 Die Benutzer haben die Gemeinde von allen Forderungen freizu-
stellen, die auf der Verletzung von Rechten Dritter beruhen. 




